


LANDESRAT III. Wahlperiode/ 14.Sitzung. 
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SAARGEBIETES. £&. Sitzungsperiode 1930. 
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über die am Donnerstag, den 5.Juni 1930 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


Der Vorsitzende des Landesrates, Sc he u-e r (Z)-St.Ingbert, 
eröffnet um 2 Uhr 45 Minuten hchuittage je Sitzung. 


Die Regierunsskommission ist vertreten durch die Herren: 


Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskomissar; 


Ministerialrat Becker, als Vertreter des Regierungsköomis- 
sars für Forsten; 


Ministerialrat Schäfer, als Vertreter des Regierungskomis- 
sars für das Arbeitswesen: 


Regierungsrat Steng, als "Vertreter des Regierungskommissars 
für Finanzen. 


on den NMitsliedern fehlen entschuldiet die Herren: 
Reichard (DNVP)-Saarbrücken megen Ka kheit; FarEAT (Z)- 
Güchenbach; Diehl (DSV Su Holz; Jr: gearb icken; 


Heckler (KP)-Wiebelskirchen; R rät, on -Iudweiler; 
Weiß (kp Opp. )-Völklingen; Pfarrer se -Tehrden. 


Die 


Tagesordnung 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) Änderungen des II. Buches der Reichsversicherungs- 
oränung (Ressksnrefsicherung): 


2) Kinder- und Jugendgerichte; 
3) vorläufige Außerkraftsetzung des $ 247 BGB; 


4. 
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4) Abänderung des $ 5 der Währungsverordnung ; 


5) Zulass der Frauen zu den Ämtern und Berufen 
der Rechtspflege; 


6) Abänderung der Zivilprozeßordnung; 

7) Senkung der lIuxussteuer; 

8) Abänderung der Verbrauchssteuergesetzgebung; 
9) Gewährung von steuerlichen Vergünstigungen an 


nichtbezuschußte Kleinwohnungsbauten; 


10) Gültigkeitsdauer der Verordnung zur Abänderung der 
schonzeiten des Wilöes; 


11) Einfuhr von Klee-und Iuzernesämereien; 


12) Abänderung der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
über die MRn ung und den Betrieb gewerblicher 
oO 


Anlagen, in denen Thomasschlacke gemahlen oder ge- 
lagert wird; 


13) Genehmigung des Weltpostvertrages vom 28.Juni 1929. 


Die Vorlagen zu den Punkten 1 und £ sind neu eingegangen, 
und es wird ie ae Punkt 1 in die 3.und 7.Komission, 
Punkt 2 in die 5. und 8. Kommission zu verweisen. Widerspruch 
erhebt sich nicht, ich stelle Ihr Einverständnis hierzu fest. 


Über die Punkte 3,4,5 und 6 der Tagesordnung soll eine 
gemeinsame Debatte stattfinden. 
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Abe. Bay (XP): Ich habe in der Peaktionsführerbespreoktung bekannt- 
gege en, daß wir im Plenum Stellung nehmen wollen zu den Ver- 
otsmaßnahmen der Regierungskommission. 
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- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Ich möchte Sie bitten, es bei dem bisherigen Modus 


zu belassen und die Erklärung nach Erledigung der Tagesordnung 
abzugeben. 


b 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Dann wird die Sitzung ge- 
schlossen !) 


Ich erteile das Wort dem Berichterstatter über die Vorlage 3, 
errn Abgeoräneten Paln ! 


Abg. Palm (Z): Meine Herren! Der Bericht der 5. Kommission über 
die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 


Vorläufige Außerkraftsetzung des $% 247 BGB 


lautet; Die 
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" Die 5. Kommission, der die Vorlage in der Vollversann- 

lung vom 6.Mai ds.Js. zur Beratung überwiesen wurde, hat 

ei korsags in ihren Sitzungen vom 20.und 28.Mai ds.Js. 
eraten. 

Die Vorlage bezwec!-" Zie vorläufige Außerkraftsetzung 
des $ 47 BGB, die aufgrund der beabsichtigten Zinszuschuß- 
aktion der Regierungskommission der Neubaudarlehen nötig 
wird. Die Begründung der 2 zu der Vor- 
lage sagt: Nach dem $ 247 BGB kann ein Schuldner, der ei- 
nen höheren Zinssatz als 6 v.H. vereinbart hat, das Kapital 
nach Ablauf von 6 Nonaten unter Einhaltung einer Kündigunges- 
frist von weiteren 6 \onaten kündigen. Dieses gesetzliche 
BR erugnrsoht kann nicht durch Vertrag ausgeschlossen 
und beschränkt werden. | 

. Nach $ 9,Abs.2 der Währungsverordnung, in welchem der 
Zinssatz von 6 auf 8 % erhöht ist, kann ein Schuldner un- 

eachtet jeder anderweitigen Vertragsbestimmung einen Dar- 

zeuunr ei trag nach Ablauf von 6 Monaten kündigen,wenn ein 
höherer Zinsfuß als 8 % jährlich vereinbart war. 

‚Da für die Durchführung der Zinszuschußaktion die 
Kündigungsaktion der Schuldverschreibungen für die Dauer 
von Jahren ausgeschlossen werden muß, dürfen auch die zur 
Deckungsunterlage dienenden Hypotheken wenigstens während 
der ersten 5 Jahre nicht kündbar sein. Infolgedessen muß . 
die Vorschrift des 3 247 BGB in der Fassung des $ 9 ‚Abs 
der Währungsverordnung für diesen Sonderzweck vorläufig 
außer Kraft gesetzt werden, da sonst die Durchführung der 
Zuschußaktion nicht gefährdet werden soll. 


Die Beratung der Vorlage in der Kommission ergab 
folgendes: 


Die Kommission beschließt, die Vorlage anzunehmen . 
in folgender Fassung: 


Die Einleitung der Vorlage wird unverändert ange- 
nommen. 


Der $ 1 erhält folgende Fassung: 


"Die Vorschrift des $ 247 des Bürgerlichen Gesetz- 

buches findet keine AUNSAAUNE auf Vereinbarungen, 

die eine Gewährung vo 2 ekendarlehen zu Neu- 
n 


n 

bauzwecken zum Gegenstande haben, und die von Kre- 
Itinstituten, di atliche 

aene! gemacht werden, 


Der $ 2 erhält folgende Fassung: 


"Diese Verordn tritt mit dem Tage ihrer Verkündi- 
gung im Amtsblatt in Kraft." 


Die Vertreter des Zentrums, der Deutschen Wirtschaftspartei, 
der Sozialdemokratischen Partei und der Christlich-Sozialen 
Partei stimmten vorstehenden Beschlüssen zu. 

‚ _.Der Vertreter der Kommunistischen Partei (Abg.Hey) 
behielt sich BARS SEAL IUBERAnne bis zum Plenum vor._. 
‚Die Kommission beschloß ferner, daß die Richtlinien 
über die Zuschußaktion allen Mitgliedern des Landesrates 
zugestellt werden. | 

Die Kommission hat mich als Berichterstatter beauf- 
tragt, der Vollversammlung die Annahme der Vorlage gemäß 
den Beschlüssen der Kommission zu empfehlen. 
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Vorsitzender: Zu Punkt 4 der Vorlage betreffend 


hin jes $ 5 der Wal ; 


erteile ich dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 
Martin das Wort! 


Abg. Martin (Z): Der Bericht über die Beratung des Verordnungs- 
entwurfes betr.: 





lautet: 


Die Vorlage bezweckt eine Abänderung des 3 5 der 
Währungsverordnung, welcher vorsah, daß anstelle der in 
Markwährung ausgedrückten Beträge Frankenbeträge von 
ziffermäßig gleicher Eöhe treten. Diese Bestimmung ist 
zu einer Zeit ergangen, als infolge der deutschen Währungs- 
inflation die französische bet, sine außergewöhnlich 
hohe Kaufkraft hatte. Diese Verhältnisse haben sich in- 
zwischen wesentlich geändert, sodaß eine Abänderung dieser 
Bestimmung gebaten erscheint. Die Vorlage _ sieht nun eine 
Umrechnung der Narkbeträge im Verhältnis 1 : 5 vor. Die 

ndelskammer zu Saarbrücken hat sich in einer Eingabe 
an den Landesrat gewandt und diesen ersucht, für eine 
Umrechnung 1 : 6 einzutreten. FR | 
Die Kommission hat den Entwurf in ihren Sitzungen 
vom £0. und 28.Nai ds.Js. beraten und faßte den Beschluß, 
der Vorlage zuzustimmen mit der Naßgabe, daß die Umrechnung 
der Narkbeträge im Verhältnis 1 : 6 vorgenomen wird. 

Desgleichen beschließt die Komission, den $ 2 
der Verordnung von 22.5.1923 betr. die gesetzliche lährung 
im Saargebiet, der den Abschluß von Geschäften und Verträ- 


gen in anderer als der gesetzlichen Währung verbietet,zu 
streichen. 
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Für den Kommissionsbeschluß stimmen die Vertreter 
des Zentrums und der Deutschen Wirtschaftspartei. 

. ._.Die Vertreter der Sozialdemokratischen-und der 
Christlich-Sozialen Partei behalten sich ihre Stellungnah- 
me bis zum Plenum vor. 

Der Vertreter der Kommunisten lehnt die ee > 
ab, behält sich jedoch seine Stellungnahme bezüglich der 
Gebühren für Schöffen und Geschworene bis zum Plenum vor. 
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Auf eine Anfrage, wie hoch die Sätze für Schöffen 
und Geschworene seien, antwortete der Regierungsvertreter, 
daß die Vorkriegssätze zugrunde lägen, die mal 6 multi- 
re Franken ergeben. Dazu kommen noch die Reise- 

osten Baar jedoch die baren Auslagen. _ 

| er eine weitere Frage, ob eine Statistik über 
die von den Schiedsmani.siümiern verhinderten Prozesse vor- 
handen sei, behielt sich der Regierungsvertreter die Beant- 
wortung bis zum Plenum vor. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Sender! 


Abg. Dr. Sender (SP): Meine Herren! Ich möchte zu diesen Vorlagen 
Stellung nehmen und zwar etwas eingehend. Ich habe in der 


Kommissionssitzung meine Debatte angekündigt und muß zu- 
nächst meiner Verwunde darüber Ausdruck geben, daß 
meine Ankündigung in der Kommission den Rahmen der Konm- 
mission verlassen hat. Ich weiß nicht, auf welche lüt- 
grasder dies zurückzuführen ist. Ich betrachte die Ver- 

andlungen der Kommission zwar nicht als geheim, doch 
haben dieselben immerhin einen vertraulichen Charakter. 
Wenn sich derartige Fälle wiederholen sollten, werden 
wir aus der Kommission auszuplaudern versuchen, was die 
andern nicht verschweisen können. 

... Es handelt sich hier um mehrere Justiznovellen: 
Die Anderung der Zivilprozeßordnung, die Währungsverord- 
nung und die Zulassung der Frauen zur EMBEHEPEIERD. 

Bezüglich des $ 247 des BGB habe ich weitere 
Ausführungen nicht zu machen. ee 
Was die Frage anlangt, ne Ayiigeoseborimag 
durch eine kleine Justizreform, wie sie im Reich genann 
worden ist, geändert werden soll, so bin ich der Auffas- 
m} daß es angesichts der ablehnenden Haltung des | 
deutschen Reichstages verwunderlich erscheint, daß diese 
Novelle überhaupt noch vor den Landesrat kommt. Den vor- 
eschlagenen Entwurf lehnt meine Fraktion ab. Die Ge- 
anken, die im Reich zur geplanten Justizreform führten, 
zeigen bedenkliche Gedankengänge und Motive auf. Die Re- 
WAS TanE will diese „Reform" haben, um die Gerichte zu 
entlaste 
wendungen in der Rechtspflege. Nichts ist gefährlicher, 
als in der ee ng 3 zu sparen. Die behauptete Be- 
lastung der Gerichte kann man sehr schnell beseitigen, 
indem man an Beer mehr anstellt. Die _verwer!- 
lichen Sparsamkeitserwägungen der Reichsstellen spielen 
bei den gefüllten Kassen des Fiskus_des Saargebietes 
keine Rolle. Nan hat im Saargebist Entwürfe und Gesetze 
des Reiches übernommen, ohne zu bedenken, daß sogar der 
Reichstag die letzte kleine „Justizreform" mit starker 
Mehrheit abgelehnt hat. EA 
Im übrigen möchte ich im Rahmen dieser Ausfüh- 
rungen davor warnen 
im Sinne einer Gese 
ten. Wenn man in der Intwurfsbegründung den Satz liest: 
Heraufsetzung des Berufungsbetrages von 50 Franken auf 


300 Franken, könnte man genau so gut lesen: Heraufsetzung 


der Berufungssumme zum Schaden der ärmeren Bevölkerung. 
Ich möchte auch davor warnen, die Prozesse insgesant als 
Bagatellsachen anzusehen, deren Streitwerte nicht an_die 
Objekte der großen Unternehmungen herankommen. Die „Ba- 
gatellprozesse", wie sie die Prozesse der werktätigen Be- 
völkerung zu nennen belieben, sind deren PORERPROERURR. 
Infolgedessen lehnen wir es grundsätzlich ab, ur 
Gedan gngängen eines Entwurfes zu bewegen, der die arbei- 
tende Bevölkerung schädigt und zu unsozialen Auswirkungen 
führen muß. Ich stehe hier mit meiner TE - die 
auch die Auffassung meiner Partei ist - nicht allein und 
ich habe damit nicht etwa eine ausgesprochen sozialisti- 
sche Meinung geäußert. Tier z.B. die Beschlüsse des Deut- 
schen Anwaltvereins zur Justizreform gelesen hat, wird 


festgestellt 


n. Nan erstrebt eine nd = der staatlichen Auf- 
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daß wir alles, was im Heich geschieht, 
tzesanpassung unbedacht nachahnen soll- 
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uns in den 
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gensgeatellt haben, daß sogar diese Instanz die gleiche 
Stellung eingenommen hat, Nenn Sie ferner bedenken, daß 
dieser Anwaltverein zu 98 Prozent aus bürgerlichen Anwäl- 
ten besteht, so darf ich wohl die bürgerlichen Fraktionen 
des Landesrates bitten, ihre Kommissionsbeschlüsse zurück- 
zuziehen. Der Beschluß des Anwaltvereins sagt u.a. ,daß 
sämtliche Bestrebungen des Gesetzentwurfs in durchaus un- 
sozialer Weise wirken müßten. Die Bestimmungen über die 
Erhöhung der Berufungs-und Beschwerdegrenze betreffe die 
ärmeren Teile der Bevölkerung in besonderem Naße. Daß_man 
den Leuten weiter die Möglichkeit nimmt, eine zweite In-. 
stanz anzurufen, wird unsere Rechtsprechung sehr ungünstig 
beeinflussen, denn wenn mancher Amtsrichter sich sagen 
darf, daß seine Urteile, die ein Objekt bis zu 300 Franken 
betreffen, unumstößlich sind, wird manches Urteil ober- 
esslich und leichtsinnig- sagen wir berufungssicher- 
werden. 

Wir wenden uns unter allen Umständen gegen eine 
solche Verschlechterung unserer Rechtsprechung, die die 
werktätige Bevölkerung der Instanz vor einem Kollegial- 
gericht, der Berufungsinstanz beraubt. | \ 

Die Regierungskommission sollte es vermeiden,ihre 
Hand zu einer Ausnahmegesetzgebung und Ausnahnmerecht- 
sprechung_zu erbieten. 

n den gleichen Gedankengängen eines Anschlags 
auf die elementarsten Rechte der Ner rn bewegt sıch 
der Entwurf zur Währungsverordnung. Wenn die Herren vom 
Zentrum und dem Schutzverein Hilfe beim Gesetz jene, aa 
me unlauteren Wettbewerbs wünschen, sind wir bereit, 

elständen abzuhelfen, obwohl dieses Gesetz eine Angele- 
2 ende bürgerlicher Geschäftsmoral ist. Das Rufen nach 

öheren Strafen ee pie die bürgerlichen Parteien nit 
der durchaus unrichtigen Behauptung, daß die Kriminalität 
gestis en sei. Es bedeutet jedöch eine Verkennung der 

zialbasis, wenn man der Kriminalität durch erhöhte Geld- 
strafen begegnen will. Es Ak nur eine Möglichkeit, die 
Kriminalität wirksam zu be | 
Führen Sie doch Gesetze ein zum Schutze der Arbeitskraft 
und gegen deren wucherische ANE UT SOR- Bis heute aber 
ist es jedoch noch keinem Staatsanwalt eingefallen, einen 
Arbeitgeber unter Anklage zu stellen, der seinen Arbeitern 
Hunger öhne, zahlt und mit deren Arbeitskraft Wucher treibt. 
Die beste Dekämpfung der Kriminalität_ist eine durchgrei- 
fende Sozialpolitik, die Sie von der Regierung und den 
bürgerlichen Parteien nicht wollen. | 

Der Erhöhung der Fragen und Sachverständigen- 
gebühren stimmen wir zu, weil derjenige, der als nt 
oder Sachverständiger gerufen wird, nicht Schaden erleiden 


soll. 

ERS. Gegen die Erhöhung der Schiedmannsgebühren haben 
wır nichts einzuwenden. !iir können uns jedoch nicht damit 
einverstanden erklären, daß dem Schiedsmann eine Strafge- 
walt u a werden soll. Es ist nicht notwendig,daß 
wir noch soweit kommen, daß jeder vierte oder fünfte Deut- 
EI u einmal vorbestraft ist (heute sind wir beim 
siebten 


TREE ‚Der Schiedsmann soll eigentlich der vergranens: 
würdige Mittelsmann zwischen den beiden Parteien (Beleidi- 
er und. Aeidigter) sein und kein strafender Gewaltiger. 
ch zweifle auch daran, ob er in manchen Fällen die geeig- 
nete Autorität darstellt, der Strafgewalt verliehen werden 

kann. Es wäre ein besserer Weg zu finden. Wenn man eine 


Bestimmung 
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Bestimmung erließe, nach der das unentschuldigte Ausblei- 
ben den Ersatz nicht nur der notwendigen Auslagen, sondern 
euch der Versäumnisse des Privatklägers nach sich zieht, 
so vermeidet man die Schaffung neuer Strafinstanzen und 
Auesreizangakonten für die lächerlichen Strafbeträge und 
entschädigt den Geschädigten,statt der Staatskasse Gelder 
zuzuführen, die sie nicht stärken. 2 

Was die Zulassung von Frauen zu Amtern der Rechts- 
pflege angeht, so begrüßen wir den Entwurf durchaus,wenn 
wir uns auch darüber klar sind, daß eine umwälzende Be- 
deutung dem Eintritt der Frauen in die Weaneeni Lege nicht 
zukommen wird, da die meisten weiblichen Richter aus bür- 
gerlichen Kreisen stammen werden. Rn Br 

‚ Unsere Rechtsprechung soll sozial sein, ist es 
jedoch in vielen Fällen nicht. Gegensätze zwischen Kapital 
und Arbeit Ben sich immer mehr zu. Daraus ergibt sich 

anza klar, daß das Rechtsbedürfnis der werktätigen Bevöl- 

erung mit unserer heutigen Rechtsprechung immer mehr in 
Konflikt kommen wird. Was heute als Recht oder Gesetz _be- 
zeichnet wird, ist das Kampfergebnis der politischen Kräf- 
te. Die Rechtspflege ist heute mehr denn je eine Waffe der 
Herrschenden gegen die wirtschaftlichen u Bar re 
Forderungen der Bevölkerung. Der Prozeß politischer Färbung 
ist politisches Kampfmittel geworden. Es ist uns nicht 
entgangen, daß man seitens mancher bürgerlicher Richter 
ein außerordentliches Maß von Mitgefühl,Verständnis und | 
Einfühlung bei den politischen Prozessen Epzei gt hat, bei 
denen der Angeklagte nicht links, sondern rechts gestanden 
hat. Wir kennen in der deutschen Rechtsprechung Fälle von 
Mord und Grausamkeiten, in denen die sonst so außerordent- 
ve tüchtige und rührıge Polizei außergewöhnlich „untüch- 

ig" war. 

=. Bei Br ap lintegeng des waargebietes soll das 
Mißtrauen, das gegenü er einem erheblichen Teil unserer 
Rechtsprechung besteht, nicht mitzurückgegliedert werden. 
Wenn ich damit auch keine grundlegenden Anderungen voraus- 
sehe, möchte ich doch noch darauf hinweisen, daß es not- 
wendig ist, nur beste Richter heranzubilden. Wir haben im 
Saargebiet eine Reihe guter Richter, das sei zugegeben, 
aber wir haben auch Nieten. Daß sie überhaupt_da sind, 
sollte zu bedenken geben. Deshalb sollte die Regierung 
den größten Wert darauf legen, auch bei der Kinstellung 
von Frauen in die Rechtspflege, daß nur solche aufgenon- 
men werden, die den Beweis sozıalen Nitempfindens mit dem 
Wohl und Wehe der Armen und Arbeiterschaft bereits er- 
bracht haben. Ich weiß sehr wohl, daß das alles nur Pal- 
liativmittel sind und die tieferen Ursachen unserer kri- 
tischen Einstellung unberührt bleiben. Aber sicherlich 
neck manches zu bessern, wenn die Korrekturen vorgenommen 
würden. 

Zum Prozeßverfahren selbst möchte ich noch auf 
folgendes aufmerksam ıw hen. Tir sind durchaus dafür,daß 
die Gebühren für >chöffen und Geschworene erhöht werden. 
Die Laienrichter sollen infolge ihrer Tätigkeit keinen 
Schaden haben, im Gegenteil, jeden Centim soll man ihnen 
ersetzen. Aber eines ist zu bemerken: | 

Wir wissen ‚daß die bürgerliche Gesellschaft _die 
Rechtsprechung bekerrscht und sie beherrschen wird, solange 
sie die Macht hat. 7: 


Das 
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Das möge auch folgende Tatsache beweisen. Etwa achtzig bis 
neunzig Prozent der Saarbevölkerung gehört dem Arbeiterstan- 
de an. Sie sollte also auch im gleis en prozentualen Ver- 
hältnis unter den Schöffen und Geschworenen zu finden sein. 
Dagegen sind unter 30 Geschworenen höchstens vier bis fünf, 
die der arbeitenden Bevölkerung angehören. Dabei ist zu be- 
denken, daß das Objekt der Rechtsprechung im allgemeinen der 
Arbeiter ist, während das Subjekt einer anderen Gesellschafts- 
schicht sich ee Ken Es ist von unserer Seite aus 
schon des öfteren Kritik an dieser stark einseitigen Zusanm- 
mensetzung des wichtigsten Laiengerichts geübt worden. Es _ 
können hier hunderte von Fällen angeführt werden, die bewei- 
sen, in welcher Rechtsnot sich die arbeitende Klasse befindet 
und deshalb gerade warnen wir nochmals davor, das »trafen- 
system immer weiter auszubauen. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


aatskommissar Kuchenbecker! Meine Herren! Aus den Ausführungen 


des Herrn Abgeordneten Dr. Sender könnte der Irrtum entnommen 
werden, als sei der Entwurf betr. Abänderung der Zivilprozeß- 
ordnung in CRRMmanhanE mit einer im Reich abgelehnten Justiz- 
novelle zu bringen. Letzteres ist nicht der Fall. Wie Sie 
aus der Degründung zu dieser Vorlage ersehen, ist vorgesehen 
die Anfechtungsgrenze auf 150 Franken festzusetzen. Im Reich 
beträgt sie jetzt schon £4 lark. | ee 

Was die Beschwerdegrenze betrifft, so ist sie im 
Reich auf 1500 Mark festgesetzt. 


Die Abänderung der Währungsverordnung bezweckt 
weniger die Vermehrung des Schutzes des Eigentuns, wie die 
des ochutzes der Allgemeinheit. Nehmen Sie den Fall an,Auto- 
fahrer rasen durch enge Ortsstraßen; die durch die Vorlage 
möglichen Geldstrafen werden sie abschrecken, Passanten durch 
ihr Fahren zu gefährden. Unbedingt nötig ist der Schutz der 
Hochspannungsleitungen durch höhere Geldstrafen. Auf_zahl- 
reichen anderen Gebieten liegen die Verhältnisse ähnlich. 
Was die Schiedsmannsinstitute anbelangt, habe 
ich eine Statistik erhalten, aus der folgendes hervorgeht: 
(siehe nächste Seite!) 


| , Die Statistik ergibt somit, daß fast 2/3 der 
Sachen, in denen beide Parteien erschienen durch Vergleich 
erledigt worden sind. 

Aus den Ausführungen des Herrn Dr. Sender ist wei- 
ter zu schließen, als könnte die Unparteiischkeit der saar- 
ländischen Richter in Zweifel gezogen werden. Hiergegen muß 
ich entschieden Verwahrung einlegen. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Levacher ! 


g.Levacher (Z): Meine Herren! Mein Herr Kollege Dr.Sender hat 


sich soeben bitter über die Rechtspflege beklagt. Seine Aus- 
führungen sind dieselben, die seinerzeit ey ge- 
macht worden sind, und dort haben wir eine entsprechende 
Antwort gegeben. Ich sehe nicht ein, daß wir uns über Prob- 
leme aussprechen, die wir unseren Mutterparteien im Vater- 
lande a Seute: 4 

err eoräneter vender hat gesagt, daß das bürger- 
liche Recht so schlecht und das estalırtr ent so_gut sei. 
ch wundere mich, daß die vielen sozialistischen Reichskanz- 
ler und Minister die Gelegenheit nicht benutzt haben, eine 


Anderung 
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Änder zu schaffen. Wenn Sie sich im Reich nicht durch- 
setzen können, wie soll man es hier machen. | 

Was nun die Probleme angeht, die uns zur Bera- 
tung vorliegen, so zeigen sie, daß die Meinung richtig ist, 
daß die Juristen verschieden sein können. 


(Zaruf des Abg.Schmelzer (DSV): Man kann so, man kann 
auch anders, ist einmal hier im Hause gesagt worden!) 


Was unsere_Vorlage angeht, so wendet sich Herr Dr.Sender. 
gegen die Berufungs-und Beschwerdegrenze. Insofern kann ich 
Seiner egründune nicht folgen, da der Kläger, wenn der 
er 50 Franken beträgt, doch ein armer Mann sein 
muß. 

Es ist ferner gesprochen worden von Geschäftsmoral 
der Bürgerlichen, daß immer wieder eine Erhöhung der Geld- 
strafen von den Bürgerlichen verlangt werde. Lesen Sie bitte 
dienVolksstimme" vom 31.5.1930 nach, in welcher ein Artikel 
ist, der anders lautet. 

Ich kome zur Vorlage betreffend 





Wir sind selbstverständlich für diese Vorlage. 


 . Nun zur Frage der Schiedsmänner. Da bin ich durch- 
aus nicht der Ansicht, die eben vertreten worden ist. »ie 
wissen, welche Fülle von kleinen Beleidigungen am Gericht 
anhängig werden. Ich halte den a Standpunkt 
für ganz richtig, daß man zunächst versuchen solle, diese 
kleinen »achen in der stillen Stube des »chiedsmanns abzu- 
machen. Aus der Statistik, die wir soeben gehört haben, 
haben wir entnommen, daß 2/: der Fälle, die vor den ©chieds- 
mann kommen, auf gütlichem Wege erledigt werden. Ich bin 
durchaus der Ansicht, daß es besser wäre, viele Privat- 
klagen beim Schiedsmann zu erledigen, als daß die Gerichte 
damit beschäftigt und den Leuten hohe Kosten verursacht 
werden. Wenn man also nın die Leute zwingt,beim Schieds- 
mann zu erscheinen und üem Schiedsmann zu diesem Zwecke 
eine kleine Strafbefugnis gibt, so halte ich das für rich- 
tig. Ohne Strafbefugnis ist das ganze Schiedsmannsverfahren 
sabotiert und nutzlos. Der Schiedsmann hat eine Waffe,einen 
Säbel ohne Klinge. Nun hat der Herr Kollege Sender gemeint, 
es wäre besser,statt dessen die Versäumnisse des Privat- 
klägers sich durch den nicht erschienenen Beklagten ersetzen 
zu lassen. Ich glaube, wir haben diesen Zustand jetzt schon. 
Wenn ich vor dem Schiedsmann erscheinen muß, so entstehen 
mir Kosten, die im Kostenfestsetzungsverfahren auch fest- 
gesetzt werden müssen. 

Bezüglich der Schöffen und Geschworenen muß ich 
: das Bild, das uns_der erg Vorredner gegeben hat, doch an- 

ders darstellen. Bei den »chöffengerich en, vor denen ich 

Auftrete, sind doch in fast allen Fällen beide Schöffen 
Arbeiter. Bei den keschworenen möchte ich mich nicht fest- 
legen. Schöffen und Geschworene gehen aber doch aus ein 
un gerselben Quelle hervor. Die Kreistage schlagen doch 
die Schöffen und Geschworene vor. Die Klagen richten sich 
also gegen die Kreistage, Im übrigen stimmen wir den Kon- 
missionsbeschlüssen zu. 


Vorsitz 2: 
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orsitzender: Das Wort hat Herr \bzeordneter Hey! 


bg.Hey (RE’ Meine Herren! Was die Vorlage betr. Abänderung des 
o der Währungsverordnung anbetrifft, so bin ich der Mei- 
nung, daß dieser Punkt ein drastisches Zeichen der Zeit 
ist. Wir sind nicht der teen wie der Staatskommissar 
der Beispiele von Verkehrsunfälle anführte. Diese Vorfäl- 
le haben ihren Untergrund in der schlechten Lage der werk- 
tätigen Bevölkerung. Man wundert sich, wenn jemand in den 
Wald geht und sich einen Baumstamm nimmt, um sein Essen 
goghen zu können. Er wird bestraft. Wir lehnen diesen 
> der Währungsverordnung ab. 
Die Vorlage betr. Abänderung der a 3 ee 
n lehnen wir ebenfalls ab. Stellen Sie sich folgenden 
Fall vor, ein Arbeitsloser wird von seinem Hausbesitzer 
auf die Straße gesetzt, weil er seine Nüete nicht bezah- 
len kann, es kommt zur Verurteilung und der Nann bekommt 
noch die Kosten zu tragen. Der Arbeitslose hat dann kein 
Recht,irgendwie Berufung einzulegen. Aus diesem Grunde 
lehnen wir auch diese Vorlage ab. 
Was. die Vorlage betr. Zulassung der Frauen zu den 
Berufen und Amtern der Rechtspflege betrifft, so hat_die 
Kommunistische Partei von jeher den Standpunkt der Gleich- 
berechtigung der Frau vertreten. ir sind der Meinung,daß 
die Frau im kapitalistischen Staat nichts anderes ist, als 
das willige Objekt des ilannes. 





rsitzender: Das Nort hat der Herr Abgeordnete Schmelzer! 


g. Schmelzer (DSV): Wir stimmen den Vorlagen zu in der Fassung, 
wie sie die Kommission beschlossen hat. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


g.Schmoll (DYP): Wir stimmen auch den Vorlagen zu in der Fassung, 
ie die Kommission beschlossen hat. 


ee wo7n141005 47 






rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


g.Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Wir stimmen dieser Verordnung 
zu. Ich möchte aber auch im Auftrage meiner Partei mittei- 
len, daß wir auf dem Standpunkt stehen, daß wir heute viel- 
fach in der Kechtsprechung zu klagen haben. Die Klagen rich- 
ten sich re A ng das System. Das kann uns aber nicht 
hindern, hier dieser Verordnung zuzustimmen, denn Strafe 
muß es immer geben, das kann nicht anders sein. Bezüglich 
der Strafen möchte ich ee Sage gen einlegen, daß es 
immer nur Arme sein sollen, die bestraft werden. Vom Stand- 
unkte. der Arbeiterschaft können wir feststellen, daß die 
ehrzahl garnicht so strafbar ist. Man kann öfters fest- 


stellen, daß die Großen mehr Strafe verdienen wie die Klei- 
nen. 


W ProZ 


b 


| Was die Schiedsmänner anbelangt, so stehe _ ich auf 
einem ganz anderen Stand unkt wie Herr Dr. Sender. Ich habe 
festgestellt, daß die »chiedsmänner sich sehr praktisch 
bewähren. Es kostet die Leute viel weniger Geld wenn, 
sie zu einem »chiedsmann gehen und dort ihre Sachen erledi- 
gen, als wenn sie das Gericht damit beschäftigen. Ich habe 
mich erkundigt bei einem “chiedsmann, da sind von 29 Vorge- 
ladenen 14 erschienen. Davon haben sıch 12 geeinigt. Also 
wir 








LEBB..; 152 


wir sehen, die Erschienenen waren meistens bereit sich gu 
einigen. Es kommt auch oft vor, daß sich die Leute, weil 
die Sache schon zu lange anhängie ist, bei Gericht doch 
einig werden,weil der erste Grol gchon etwas verflogen 
ist, Es würde sich empfehlen, dem Schiedsmann 8 Tage Zeit 
zu lassen, ehe_er dae Parteien zu sich vorlädt. Bisjetzt 
ist es innerhalb 3 lagen zulässig, Ich würde empfehlen, 
den Leuten eine längere Bedenkzeit zu geben,dann wäre die 
erste Hitze verflogen, und ich glaube, der Sache wäre bes- 
ser gedient und auch den Leuten selber. Alsdann stehe ich 
gerpönlion auf dem Standpunkt, daß man im andern Falle den 

echtsanwälten am meisten dient. Wenn von Herrn Dr. Sender 
hervorgehoben wird, daß der Schiedsmann vielleicht sein 
Amt parteiisch ausübe, ja,dann besteht ja auch der Verdacht 
bei den Rechtsanwälten, daß sie auch parteiisch sind. 

Was die Vorlage betr.: 








die Zulas e von Frauen zu d 


en Ämtern 


anbelangt, so stimmen wir dieser Vorlage ohne Bedenken zu. 


Denn möchte ich in diesem Zusammenhang hervor- 
heben, daß es ein außerordentliches Unrecht ist - man hat 
diese Auffassung schon öfters in ländlichen Kreisen gehört- 
daß beim Landgericht Anwaltszwang besteht und daß dort die 
Partei nur durch einen Vertreter auftreten kann. Es ist 
merkwürdig, daß man einen Bürger zwingen kann, sich einen 
Rechtsanwalt zu bestellen. Ich war zwei Jahre als schöffe 
tätig und da habe ich gemerkt, daß man die Rechtsanwälte 
nicht immer als das größte Ideal hinstellen kann. 


-— Heiterkeit - 





_ e - en‘ — zu a ui, BE R 


Sag ayasıydmubousgs War2nıg4oos H 7 


Proz 





b 





N . Rn " a ! a 
ET ET EEE ERENTO” 
B- u? N UN Le) Eu 2 a ir Zn u age yapgı) 2 big ” j 1 a ” Be u } REN EEE | u m pie! a , ‚ 
. a) RR ch nr UT Aa a 7 15% rer 2 Pit RN ER van [N 
r i 4 R ae \ ir - in a ur E SaRR. IE ZA "7; -} DR BED AZ AT & , 
AN + - { ka: j 
h » 7 






4‘ 
ASK > 
5 IR 


Po a 
R “ar Fe 22 ei ’ jr u > P 
\ TR &% ap Fa: EN Tr ı WELL a 
f el, w ” AT Yo ee N IAENNT ER Ar N u” ne} N . 
n. A dr 4 ae) ( Ye N Au T B „An! \ a 
nn er Ei EN 2 DAR N zit a Ye fi U 26 4 ee ER aM ” ” ni 2 RK HK 


nn 


nn 109 - wi 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Sender! 


Abg. Dr. Sender (SP): Meine Herren! Nach den Bemerkungen meines 
Herrn Vorredners müßte ich gekränkt sein. Ich befinde 
mich aber in einer bürgerlichen Gesellschaft 


( Zuruf des Abg.Levacher: Ich soll Ihnen also helfen) 
Ich stelle fest, ich bin tief gekränkt. 


Herr Abgeordneter Backes hat eines richtig empfun- 
den, er hat an die Beseiti ng des Anwaltzwanges erinnert. 
Ich nehme ihn in diesem Gedankengang durchaus ernst. 

Ich will Ihnen zum Schluß nur eines sagen, wir 
werden uns nicht verständigen, weil wir uns nicht ver- 
stehen. Zwischen uns ist eine unendliche Kluft in dieser 
Richtung. Aber an meinen Gedankengängen lasse ich nicht 
rütteln. Ich möchte Ihnen folgendes Beispiel nicht vor- 
enthalten: Dieser Tage standen zwei kleine Buben vor Ge- 
richt, die 13 Stahlfedern Eyahlen hatten. Ich weiß nicht, 
welche Person sie angezeigt hat, Es ist doch ein Skandal. 

‚. Wenn Herr Abgeordneter Levacher Bapt. die Be- 
schneidung der Berufungsgrenze beziehe sich auf alle 
Volkskreise, so vergißt er aber, daß die meisten kleinen 
Leute Kläger sind. Das sind aber im allgemeinen Klagen, 
die praktisch nie in zweite Instanz gelängen. Wenn Sie 
sich das betrachten, dann lassen Sie den Sparsamkeitsgedan- 
ken nicht zum Götzenbild werden. Stellen Sie mehr Richter 
ein, damit der *, (eidumtenchgphe Ser sich nicht zum Schaden 
der ärmeren Bevölkerung auswächst. 

Za der anderen Ausführung des Herrn Kollegen 
Levacher darf ich bemerken, daß die Justizminister doch 
meistens vom Zentrum gestellt worden sind. Er vergißt auch, 
daß die Richter unabsetzbar sind. Der Herr Staatskommissar 
hat meinen Angriff gegen die Richter gerügt. Wir haben 
eine Anzahl Richter, die brauchbar sind, aber auch andere. 
Ich trage Ihnen keine Unwahrheiten vor. Wir haben Richter, 
die brauchbar und DEÄRLHTE sind, und welche auch sozial 
denken, auf der anderen Seite haben wir Richter, denen 
man soziales Empfinden durchaus wünschen möchte. Die Auf- 
fassung des Herm Staatskommissars, daß es drüben auch so 
sei, zieht deshalb nicht bei uns, weil wir nicht gewillt 
sind, alle schlechten Gesetze von drüben zu übernehmen. 

| Die Frage der Schiedsmänner ist nun, was ihre 
Existenzberechtigung anbelangt, gelöst nachdem ich höre, 
wie die statistik lautet. Ich habe in der Kommission den 
Wunsch geäußert, und ich freue mich, daß Zweidrittel der 
Streitfälle vor dem Schiedsmann in @üte ihre Erledigung 
efunden haben. Herr levacher meint, die Schiedsmänner 
ekämen durch die epngena. ein besonderes Zwangsrecht. 
Sie kriegen das Recht Strafen von 10,20 und 30 Franken zu 


verhängen, aber sie zwingen nicht. Der Mann kann nicht ge- 
zwungen werden. | 

x Herr Levacher meint nun, er könnte die „Volks- 
stimme" gegen mich ins Feld führen. Hier handelt es sich 
in dem Artikel der „Volksstimme" um eine Krankenkassen- 
angelegenheit. 


Damit möchte ich meine Ausführungen beschließen. 1 
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forsitzender: Abgesehen von der Erklärung des Herrn Abgeordneten Hey 
sind die Vorlagen 3 bis 6 einstimmig angenonnen. 
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Vorsitzender: Wir kommen nun zu den Vorlagen 7 und 8. Ich erteile 


jierzu dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Hoffmann 
das Wort! 


Abe. Hoffmann (SP): Meine Herren! Der Bericht liegt Ihnen schrift- 
lich vor. Ich kann es mir versagen, zu der Vorlage Stellu 
zu nehmen, doch muß ich einige Ergänzungen machen, die ers 
akut geworden sind, nachdem der Dericht abgeschlossen und 
die u a Ad or eführt war. Notwendig ist - das wurde 
in der Fraktionsfü a festgelegt - daß die 
Ziffer 14 in dem Entwurf betr. Senkung der luxussteuer ge- 
strichen wird. Es liegen zwei Anträge vor von Sportvereinen, 
und zwar vom "Ruderklub Saar" und vom „Kanuklub Saar",wel- 
che verlangen, daß die Boote, die zu Brag N. ronen Zwecken 
verwendet werden, von der luxussteuer befreit werden sollen. 
Aufgrund dieser Singaben wurde in der Fraktionsführer-. 
rg Sesgnloüsen, daß Ziffer 14 überhaupt gestrichen 
wird. Dann ist in der Fraktionsführerbesprechung angeregt 
worden, daß der Umsatz von Fleisch und Fleischwaren über- 
haupt umsatzsteuerfrei sein solle. Die Fraktionsführer- 
er hat das einstimmig beschlossen, sodaß dies 

auch dem Bericht nagszet werden muß. ENEH 

Gleichzeitig möchte ich darauf hinweisen,daß die 

Kopfschlächter eine Eingabe gemacht haben, wonach sie auch 

von der Umsatzsteuer befreit werden sollen. In der Kommis- 

sion behielten sich die einzelnen Parteien ihre Stellung- 


nahme dazu vor. Das wäre alles, was dem Bericht noch nach- 
zutragen wäre. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker ! 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Ich darf wohl zunächst zu den 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dr. Sender bemerken, 4 
daß es mir wirklich nicht bekannt war, daß Kommissions- | 
sitzungen geheim sind. _Ich weise darauf hin, daß z.B. 
die Nirtschaftspartei Protokolle der Kommissionssitzungen 
in ihrem Vereinsorgan wörtlich abgedruckt hat. Es ist 
kein Einspruch dagegen erhopben worden. Wenn der Herr Ab- 
geordnete Dr. Sender wünscht, daß die Sitzungsberichte 
geheim bleiben, muß ich ihm schon anheimstellen, ent- 
sprechende Anträge zu: ÄSbänderung der Geschäftsordnung 
zu stellen. Ich möchte weiter darauf hinweisen,daß in 
einer der letzten ELDER ERS LESnERR der Herr Abgeordnete 
Hoffmann sehr eingehende Ausführungen aus der Kommis- 
sion gemacht hat. Daraus geht hervor, daß auch die so- 
zıaldemokratische Fraktion die Kommissionssitzungen wohl 
nicht als vertraulich betrachtet. 





Zur 
erhöhten Umsatzsteuer 


-in der Vorlage ist sie fälschlicherweise als ‚Luxussteuer 
bezeichnet - möchte ich darauf hinweisen, daß die Zen- 
trumsfraktion früher schon diese Luxussteuer und erhöhte 
Umsatzsteuer bekämpft hat. Sie umfaßt Sachen, die man 
nicht alle als luxuswaren bezeichnen kann. Auch das Auto- 
mobil kann man heute nicht mehr als lLuxusgegenstand be- 
trachten. In Deutschland hat man das rechtzeitig erkannt 
und diese Gesetze aufgehoben. Es ist nun ganz besonders 
verwunderlich, daß man gerade in Frankreich, dessen ganze 
Industrie _doch eigentlich zum er Teil auf die Erzeu- 
gung von Luxuswaren eingestellt ist, eben diese Luxus- 
a ehe besteuert. Ich bin der Überzeugung, daß der 
ranzösische Export aller dieser Dinge leiden wird durch 
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die Besteuerung, die Frankreich nun einmal gewählt hat. 
Frankreich muß ja wissen, was es zu tun hat. Aber es ist 
sehr ärgerlich, daß wir diesen französischen Unsinn im, 
Saargebiet mitmachen müssen. Der Schaden ist für uns viel 
größer, als für Frantrreich selbst. Gerade bei den Auto- 
mobilen wirkt sich die Luxussteuer ganz besonders unange- 
nehm aus. Wir haben dadurch eine Er pe, des Preis- 
niveaus für den ganzen Automobilmarkt erlebt. Wir bezah- 
len indirekt Beträge, die in die Hundertausende gehen. 
Wir wissen, daß Frankreich außerordentlich hohe Auto- 
zölle hat. Die Autozölle sind in den letzten Tagen noch 
erhöht worden. In einem Blatt, das die Regierung Brüning 
so sehr scharf wegen der kleinen unvermeidbaren Zoller- 
höhung angegriffen hat, hätte ich es gerne gesehen, daß | 
man auch einmal die !ranzosen dieserhalb angegriffen hät- 
te. Infolge dieser Zollerhöhung in Frankreich bewegen sich 
die französischen Preise weit über dem Weltmarktpreis, 
auch weit über dem deutschen Preis. Hätten wir keine 
Luxussteuer, so wären wir in der Lage trotz der 
hohen Zölle ausländische Waren einzuführen, und wir wä- 4 
ren nicht der französischen Automobilindustrie ausge- Mi 
liefert. Aber auch durch die Art der luxussteuer, wie | 
sie heute erhoben wird, wird das »aargebiet geschädigt. 
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Bei französischen Waren wird die Steuer vom Herstellerpreis 
erhoben und bei ausländischen liaren wird die Steuer von 
ereaiegreis erhoben. In der Kommission ist ein ent- 
sprechender Antrag gestellt worden, damit die Luxussteuer 
Er MalmMiachen Wagen auch vom Herstellerpreis erhoben 
wird. 

_... Bisher soll die Luxussteuer eine Einnahme von 
1 1/2 Millionen Franken gebracht haben, nach der Herab- 
setzung wird die Einnahme höchstens noch auf 750 000 Fran- 
ken geschätzt. Ich vermute, daß sie noch sehr viel nied- 
riger werden wird. Nenn Sie nun bedenken, daß für die Er- 
hebung der Steuer eine Reihe von Beamten beschäftigt wer- 
den muß, so_werden diese 700 000 Franken auch noch drauf- 
gehen. Das Resultat ist also null. Die Schäden sind aber 
nicht auf den gleichen Nenner zu bringen. Wir müssen noch- 
einmal auf unserem Antrag bestehen, die erhöhte lLuxussteu- 
er abzuschaffen, zum mindesten müssen wir aber erwarten, 
daß die erhöhte Luxussteuer so eingeschränkt wird,wie das 
in Frankreich schon der Fall ist. 


An der Eingabe des "Kanuklubs" sieht man so 
recht, wie unangenehm diese Steuer sich auswirkt. Zufäl- 
lig war gestern ein junger kann bei mir, der seit ein 
oder zwei Jahren an einem Boot BaRTy; um porenzas 10h 
Fahrten machen zu können. Jetzt hatte er bald das Geld 
zusammen, nun soll er auch noch die Luxussteuer bezahlen. 
Ist das nun tatsächlich noch luxus ? 


Auch wegen der 
Unsatzsteuer 


haben wir unsere Wünsche dargelegt. Der satz von 1,6 ist 

anz entschieden zu hoch. Vor drei oder vier Jahren hat 

er \inister Morize einmal erklärt, daß die Umsatzsteuer 
gesenkt werden solle, wenn der Franken endgültig stabili- 
siert wäre. Die Stabilisierung ist seit ungefähr 3 Jahren 
durchgeführt, wir haben aber immer noch nicht den Abbau 
der Umsatzsteuer erlebt. In der heutigen Höhe ist die Un- 
satzsteuer natürlich eine Fear Belastung. Die hohe Un- 
satzsteuer, so wie sie heute ist, muß zu Lasten des Ein- 
kommens gehen, sie muß zu Lasten der Einkommensteuer gehen, 
sie belastet aber nur HAnSel SG, einen gewissen leil der 
Bevölkerung, insbesondere das Kleingewerbe, das Handwerk 
und den Handel, weil diese Gewerbe nicht den größten Teil 
ihrer Produktion ins Ausland exportieren können. In Frank- 
reich sind neuerdings gakungen der Umsatzsteuer einge- 
treten. Eine Reihe von Produkten,wie Wollstoff und Wolle, 
Br arotukte und künstliche Düngemittel usw. sind davon 
betroffen worden. Dann sind eine Reihe weiterer Positionen 
in der Umsatzsteuer gesenkt worden, und zwar auf 0,55 % 
Getreide und Körner, Früchte und getrocknete A a: He 
Kaninchen, Jagdwild, NMeerfische, ja - man höre - frische 
Austern lan usten usi. ie Eummern und Austern scheinen 
in Frankreic ‚sehr notwendige Bedarfsgegenstände zu sein. 
Wir sind der Meinung, daß diese Gegenstände keine Bevor- 
ZUSUNE zu genießen brauchen. Wir halten es für unzweck- 


mä 8, daß man für einen Teil von Naren nur 0,55 % und 
für den anderen Teil 1,6 % Umsatzsteuer erhebt, deshalb 


haben wir für eine Keihe von laren die Umsatzsteuer fal- 
len lassen. | 
In 
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In diesen Zusammenhang müssen wir darauf hinweisen, 
daß das Saargebiet mit einer Einfuhrunsatzsteuer von 2 % | 
besonders belustet wird und haben ein groarB Interesse d | 
daran, zu erfahren, wie hoch diese Einfuhrunsatzsteuer ist. 
Auf die Beantwortung dieser Frage legen wir großen llert. 


Dann liegt eine Vorlage über die Abänderung der Ver- 
brauchssteuergesetzgebung, vor. Wir haben beschlossen, die- 
ser Vorlage zuzustimmen. Über Artikel 2 dieser FOrzBge hat 
sich cine Meinungsverschiedenheit ergeben, und in letzter 
Minute haben die Abfindungsbrenner eine Eingabe eingereicht, 
die im liderspruch steht zu der Erklärung des Hegiszunge- 
vertreters, daß eine “ini eung erzielt worden sei. Ich be- 
range nicht, was diese Abfindungsbrenner wollen, sie re- 

en von schweren Schädigungen. Ich lasse mich aber in die- 
ser Sache gerne belehren, und wir wollen diesen Abfindungs- 
brennern daher zunächst Gelegenheit geben, zu dieser Vor- 
lage ihre Wünsche zu äußern. Wir nehmen diese Vorlage an, 
beantragen aber, den Artikel 2 der Vorlage erneut zur Be- 
ratung in die Kommission zu verweisen. 
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Vorsitzender: Das Wort zur Auguie des Berichtes erhält der Be- 
richterstatter, Herr Abgeordneter Hoffmann !. 


Abg. Hoffmann(SP): Meine Herren! Der Bericht der I.und III.Kon- 


mission über die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 


Gewährung von steuerlichen Vergünstigungen 
an nichtbezuschußte Kleinwohnunesbauten 


lautet: 


......Die I, und III. Kommission des Landesrates haben 
sich in ihren Sitzungen vom 13.und 28.lai ds.Js. mit der 
Vorlage befaßt. 

. Die Vorlage entspricht einem Antrag, den der lan- 
desrat in seiner Sitzung vom 19.3.1929 eingebracht hat,daß 
die in der Verordnung vom 27.6.1923 enthaltenen Fristen 
betr. die Erstellung von nichtbezuschußten Kleinwohnungs- 
bauten verlängert werden müßten. Dis Regierungskommission 
führt in ihrer ping zu der Vorlage aus, daß eine 
Verlängerung der bisherigen Verordnung nicht empfehlenswert 
sei, sondern die praktische Anwendung der Verordnung habe 
u, daß Erweiterungen und Ergänzungen der Bestimmungen 
notwendig seien. Aus diesem Grunde hat sie einen neuen 
Entwurf vorgelegt. Einzelheiten zu den auegänarten Be- 
aeungen sind aus der Begründung zu der Vorlage zu ent- 
nehmen. 


Das Ergebnis der Beratung ist folgendes: 


Die Kommission vertrat den Standpunkt, daß auch 
Kleinhandwerker, deren Werkstatt innerhalb der \iohnung 
liegt und eine wirtschaftliche Einheit bildet,steuerlich 
geschont werden müßte. Ä 

Der Fi 8 der diese Bestimmung vorsieht, und 
von den Vertretern des Zentrums, der Deutschen Wirtschafts- 


ArbeL und der Sozialdemokratischen Partei angenommen wurde, 
autet: 


" Werden Teile des Kleinwohnungsbaues zu anderen 
als zu Nohnzwecken benutzt, so entfällt die Befrei- 


ung für diese Teile, wenn der lohnraum 30 qm.über- 
steigt. " 


Die Vertreter der Kommunistischen Partei und der Christlich 
gueielen Partei behielten sich ihre Stellungnahme bis zum 
enum vor. 


Ferner beschließt die Kommission der Vorlage zu- 
zustimmen un 


a) folgende Fassı: 


ng als besonderen Zusatz im Verord- 
nungsentwurf auf 


zunehnen: 


"Das Hypotheken-Eintragungs-und Löschungs- 
verfahren sowie das Zwangsversteigerungsverlahren 
sind stempel-und gebührenfrei." 


b) Die Verfügung vom 12.Dezember 1928 betr. Befrei- 
ung von re Benädi etcn und deren Hinterblie- 
benen vom Landesstempel und Gerichtsgebühren 
(Amtsb1.1928 8.913 Nr. 699) auch auf die Unfell- 
beschädigten auszudehnen. " 
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Diese beiden Beschlüsse wurden einstimmig angenommen. 


In der Kommission wurde noch folgende Frage gestellt, 
deren Beantwortung sich der Regierungsvertreter bis zur 
Vollversammlung vorbehielt: 


"Ist das Haus, das 100 gm.iohnfläche nicht übersteigt, 
die Daustelle aber größer als 400 qm. ist, von der 
Grund-und Gebäudesteuer befreit? 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hirschnann! 


Abg. Hirschmann (2): Meine Herren! Durch die Vorlage betr.: 


Gewährung von steuerlichen Vereünstisungen 
an nichtbezuschußte Kleiınwohnunesbauten 


ist dem Nunsche des Landesrates Rechnung getragen worden. 
Wir stimmen der Vorlage mit einzelnen Änderungen zu. 


Folgender Fassung, die in die Verordnung aufgenommen 
werden soll, haben wir zugestimmt: 


"Werden leile des Kleinwohnungsbaues zu anderen als 
zu Wohnzwecken benutzt, so entfällt die Befreiung 
für diese Teile, wenn der Wohnraum 30 gqm.übersteigt." 


Desgleichen haben wir dem Beschluß der Kommission zuge- 


stimmt, folgende Fassung als besonderen Zusatz im Verord- 
nungsentwurf aufzunchnen: 


"Das ne rg un pr age Löschungsverfahren 


sowie das Zwangsversteigerungsverfahren sind stempel- 
und gebührenfrei." 


Durch diesen Zusatz ist der Eingabe der Gemeinnützigen 
Bauvereinigung "Kleinsiedlung" e.G.m.b.H. zu Saarbrücken 
Rechnung getragen worden. 


Dem weiteren Zusatz: 


" Die Verfügung vom 12.Dezember 1928 betr. Befreiung 
von Kriegsbeschädigten und deren Hinterbliebenen 
gon, gendesatenpel und Gerichtsgebühren (Amtsb1.1923 


Nr.699) auch auf die Unfallbeschädigten aus- 
zudehnen.” 


haben wir zugestimmt. Dadurch soll erreicht werden, daß 
den Opfern des Schlachtfeldes der Arbeit Rechnung getragen 
wird. Im übrigen stimmen wir dem Verordnungsentwurf zu. 


Wie Ihnen bekannt ist, sind des öfteren Anträge über 
die Erhöhung OME TEeAggRAze für den Grundstücksstempel ge- 
stellt worden. Diese Steuer ist in der heutigen Fassung 
unsozial. Vor der Einführung des Grundstücksstempels von 
6 % wurde ein geringer Stempel von 1 % erhoben,däneben 


aber 
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aber die Zuwachssteuer. Von der Zuwachssteuer trat Befrei- 

ung ein, wenn das Einkommen 2 000 lark im Jahre nicht 

EAERATIRE und das Objekt weniger als 20 000 lNark wert war, 
a 


bei unbebauten Grundstücken war die Grenze 5 000 Mark. 
Wir sehen, daß hier eine VEFDSBBSTINE unbedingt notwendig 
ist. Daß Härten entstehen müssen, ist klar. Nehmen wir 
folgenden Fall an: Ein Arbeiter kauft ein Haus zum Preise 
von 60 000 Franken, er verdient 10 000 Franken jährlich, 
dann ist er steuerfrei. Verdient er aber 10 100 Franken, 


dann muß er den Stempel bezahlen. Eine Reform ist also 
dringend am Platze. 


. .. Zu der Mohnungsfrage als solche. Die Regierungs- 
kommission hat uns einen Bericht über die SOELERE SO 
vorgelegt, und belegt den Bericht mit Zahlen. Mit Zahlen 
kann man manches beweisen. Die Richtlinien über die von 
der Hegierungskomission geplanten Zinszuschußaktion sind 
den Mitgliedern des Landesrätes nicht vorgelegt worden,es 
wurde uns aber in der Kommission versichert, daß uns die- 
selben in nächster Zeit zugestellt werden. Über die Höhe 
der ausgeworfenen Summe hört man in letzter Zeit ver- 
schiedene Angaben. Einige Leute wollen von einem Eu 
von 50 Millionen Franken, andere dagegen nur von 41 Mil- 
lionen Franken gehört haben. Übrigens ist diese Zinsver- 
billigungsaktion eine alte ge. unsererseits, damıt 
den Schuldnern die Möglichkeit gegeben wird, ihre Schul- 
den abtragen zu könne. „s ist uns eine Eingabe aus Pütt- 


lingen zugeleitet worden und die Einsender bitten dringend, 


daß wir ihre Forderungen unterstützen möchten.. Nie dieser 
Fall in Auehzingen 108%, so liegen hundert derartige Fäl- 
le im Saargebiet. Über den Fall in Püttlingen will ich 
folgende Erläuterung geben: 


Das durchschnittliche Darlehen des Einzelnen be- 
trägt 7 697.-lWark = 46 797.-Franken. Die durchschnitt- 
lichen Jahreszinsen belaufen sich bei 8_ 4/2 % auf 654,34M 
= rund 4 O0V.-Franken. Das durchschnittliche Monatsein- 
kommen beträgt 900.-Franken netto. Die Leute müssen also 
beinahe 5 llonate arbeiten, um nur die Zinslast zu tilgen. 
Niemand wird u können, daß dies auf die Dauer 
durchführbar ist. Die heutigen wirtschaftlichen Verhält- 
nisse zwingen uns, Vorsorge zu treffen, daß, wenn einer 
ein Häuschen erstanden hat, daß er dasselbe auch bezahlen 
und behalten kann. Kein Arbeiter kann heute sagen, ob er 
morgen noch seine Brotstelle hat. Zu Tausenden werden 
heute Arbeiter ausgepreßt und was nicht wunder nehmen 
kann, der Unmoral in die Arme a a Ein besonders 

trauriges Ruhmesblatt hat die Bergwerksdirektion. Es muß 
deshalb schon die der gerechten Forderung der Schuldner 
entsprochen werden. NMeine Fraktion hat folgenden Antrag 


eingereicht: | 
"In den letzten Jahren haben eine größere Anzahl 
Arbeitnehmer sich ein Bigenheim erstellt, ohne ein 
verbilligtes Darlehn vom Saar-Knappschaftsverein 
oder der Rheini::..:n Wohnungsfürsorge zu erhalten 
oder einen Zinszuschuß zu genießen. In den meisten 
Fällen müssen recht hohe Zinssätze für das aufgenon- 
mene Darlehn bezahlt werden, außerdem noch etwaige 
Entwertungen infolge der Wertbeständigkeitsklausel. 
Aus Eingaben an die Fraktionen geht hervor, daß der 
geringste Zinssatz 8 Y2 Prozent beträgt. Nach den 


Angaben 
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Angaben einer Eingabe von 33 kleinen Neu-Hausbesitzern. 
aus Püttlingen beträgt das monatliche Durchschnitts-Net- 
toeinkommen aus lohn Fingenäs? Beschäftigung nur 900.- 
Franken, die monatliche Zinslast allein durchschnittlich 
331,50 Franken. Rechnet man hierzu noch die vorgeschriebe- 
ne filgungssumne, so verbleibt den Haushaltungen nur mehr 
ein rinerr Betrag zur Bestreitung des Lebensunterhaltes. 
Die Folge der hohen Zinsbelastung macht sich in verschie- 
dener Form geltend: in Unterernährung der Familie des 
ausbesitzers, in Kranksein der Familienglieder, in Ver- 
musgera ten wegen Nichtaufbringens der ganzen Zins-und 
Tılgungslast usw. Versteigerungen von Häusern in Verzug 
geratener Bauherren sind nur deshalb unterblieben,weil 
infolge der het area die Angebote weit unter dem 
Gestehungswert lagen. Kreise und Kommunen haben zur Be- 
lebung des Baumarktes einer bestimmten Anzahl Bauherren 
Zinszuschüsse bewilligt, die aus Mitteln der Allgemein- 
heit getragen werden. Diese notwendige auruna tung bean- 
tragt die Zentrumsfraktion des Landesrates auch für die 
esıtzer von Kleinhäusern, die weder ein verbilligtes 
Darlehen noch einen Zinszuschuß zu verzeichnen haben. 
Die Mittel zur Gewährung des Zinszuschusses sind der lan- 
deskasse zu entnehmen und den Darlehnskassen zuzuführen, 
denen der im Einzelfalle in Frage kommende Hausbesitzer 
verpflichtet ist. Angebracht wäre es, daß der über 4! 


oder 5 Prozent hinausgehende Zinssatz aus Mitteln der 
Landeskasse gedeckt würde. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Die es Sn en des 
Herrn Abgeordneten Becker betreffend Abänderung der Ver- 
brauchss Spenge ss trertung, veranlassen mich, elniges aus- 
zuführen. Es würde die Durchführung der Verordnung sehr 
erschweren, wenn Sie den 3 2 aus der Verordnung heraus- 
nehmen würden. Ich bin auch darauf aufmerksam gemacht 
worden, Jaß es sich bei der Eingabe der Brenner von 
Hilbringen um einen kleinen Kreis von Interessenten han- 
gelt. ‚Igh wezde 1 ai in der lage sein, näher auf die 
letzte Seite der Angelegenheit einzugehen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 
















Abg. Hoffmann(SP): Meine Herren! Die Sozialdemokratische Fraktion 
stimmt der Vorlage zu, soweit die Beschlüsse, wie sie 
die Kommission gefaßt hat, mitberücksichtigt sind. Zu 
den einzelnen Bestimmungen will ich nicht näher Stellung 
nehmen. Ich glaube nur noch betonen zu sollen, daß die 
Fraktion nun aber auch erwartet, daß die Regierung bald 
an die Ausführung der Beschlüsse herangeht. Wir haben. 
leider so oft feststellen müssen, daß die Regierung ein- 
fach über die Beschlüsse des Landesrates hinweggeht. Die 
Ergänzungen über nicht bezuschußte Kleinwohnungsbauten 
sind in der Kommission SEBRTIBMIE beschlossen worden. 
Ich habe sie aufgrund dessen im Bericht schriftlich nie- 
der a und wir wünschen, daß d 
auch tatsächlich zur gesetzlichen Bestimmung erhoben wer- 
den. Der nichtbezuschußte Kleinwohnungsbau soll so behan- 
delt werden, wie die vom TENOBRERSEELERE erstellten Woh- 
nungen. Dabei muß natürlich auch etwas geschehen, damit 
die Hypotheken und Zwangsversteigerungsgebühren Steuer- 
frei sind. Wir schließen uns der Meinung an, die auch 
schon vorgetragen worden ist, daß die Zinsverbilligung 
nicht nur allein in Frage kommen soll für neu zu _erstel- 
lende Bauten, sondern auch für die bereits erstellten 
Bauten. Eine ganze Reihe von Leuten haben sich in Schul- 
den gestürzt und ihre wirtschaftlichen Verhältnisse sind 
nicht so, daß sie diese Schuldenlast tragen können. Die 
Schwierigkeiten treten auch bei den Ser euten in Erschei- 
nung, denn sie haben kein verbilligtes Darlehen, sie ha- 
ben nur einen wenig gg ran Say Zins. Auch den Bengı Fugen 
muß diese Vergünstigung gewährt werden. Also wir schließen 
uns dem Antrag an, wie wir es ja auch schon öfters zum 
Ausdruck gebracht haben. Dann möchten wir darauf hin- 
weisen, daß wir die Anfrage gestellt haben, welche Um- 
satzsteuer die Saarregierung bezüglich der Kohlenförde- 
rung im Warndt bekomni. Ver Regierungsvertreter hat er- 
klärt, daß er vielleicht in der VEBRRRRLIRSDE darüber 
Auskunft geben könne. Wir fordern erneut, daß die Kegie- 
rung nun endlich einmal dafür Sorge trägt,damit die 
Lohnsteuerpflichtigen ihre Steuern zurückerstattet be- 
kommen. Sie wissen, wir haben den Steuerabbau erlebt. 
Die Nichtlohnsteuerpflichtigen haben sofort ihre Emäßi- 
gun bekommen, währenddem die Lohnsteuerpflichtigen bis 
eute noch keinen . Centimes für das Jahr 1929 zurücker- 
halten haben. Die Kommunen sind fertig. Aber ich habe 
mir sagen lassen, daß die Kommunen das Geld nicht erhal- 
ten können, um den lohnsteuerpflichtigen ihre zuviel 


iese Abänderungen nun 


gezahlten 
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gezahlten Steuern zurückerstatten zu können. Wir wissen 
aber, daß die Regieruugskommission Geld hat, sie hat es 
uns ja auch mitgeteilt, daß sie flüssige Gelder zur Ver- 


fügung hat. Also wir wiederholen heute noch einmal die 
Forderun 


ern durchgeführt wird. | 
Zu der Vorlage über die Verbrauchssteuergesetz- 


ge bung muß ich darauf hinweisen, daß wir die Weinung ver- 


reten, daß lebensnotwendige Bedarfsartikel steuerfrei 
sein sollen. Wir neigen dazu, daß die Steuerbefreiung 
für wichtige Bedarfsgegenstände schnell und bald erfol- 


en soll, und möchten auch die Vertreter der anderen Par- 


eien darauf hinweisen, daß vom Landesrat mit aller_Sch 


u 
fe an die Hegierungskoumission herangetreten wird, damıt 


auch die Verwendung der Steuereinnahmen, die nun einmal 
der Regierungskommission obliegt, angemessen erfolgt. 
Dabei möchte ich noch einmal zum Ausdruck bringen, daß 
wir Sozialdemokraten in erster linie erwarten, daß die 
Regierungskommission die Bezüge der Erwerbslosen erhöht. 
Wir haben seinerzeit einstimml EREEEDe> ae tur ‚daS 
man da abgebaut hat. Wir erwarten, daß dieser Abbau rück- 
gängie gemacht wird und daß die Steuern, die die Saar- 
evölke 


rung aufbringt, auch für soziale Zwecke verwendet 
werden. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hey! 


eseitigung geforder., zuch die Beseitigung der Luxus- 
steuer von verschiedenen Ärtikeln. 
Was die 
Umsatzsteue 


anbetrifft, so ist sie eine steuer - eine Nassensteuer- 
die petzagen wird von dem Bro rae Teil der werktätigen 
Bevölkerung. Wir schlagen Beseitigung der Umsatzsteuer 
von allen lebenswichtigen Lebensmitteln, die die werk- 
a u ala täglich braucht, wie Brot,Fleisch un 
sonstige Lebensmittel vor. 

Was die Vorlage betr.: 


ii von en el unget 
an nichtbezuschußte Kleinwohnungsbauten _ 
anbelangt, haben wir in der Kommission unsere Zustimmung 
Schon gegeben, allerdings mit den Änderungen ‚die die 

Kommission vorgenommen hat. Wir bitten, daß man nun auch 


wirklich an die Bezuschussung herangeht und es nicht nur 
bei der Verordnung beläßt. 


Za der Vorlage betr.: 
| ‚ Abänderung der Verbrauchssteu etzgebung 
können wir unsere Zustimmung nicht geben, weıl sämtliche 
Artikel An large pe Bedarfsartikel sind, sind aber der 
Meinung, daß Sekt und Schnaps besteuert werden. Nan soll 
einem armen Mann nicht sein Gläschen Bier oder Wein ver- 


steuern, denn die bürgerliche Klasse betrügt den Staat 
wo sie kann. 


(Zuruf des Abg.Becker(Z): Sie haben erklärt, daß 
le dagegen sin. 


Diese 


daß in Bälde die Zurückerstattung dieser Steu- 
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Diese Verbrauchssteuergesetzgebung lehnen wir ab. Wir ver- 
langen weiter Beseitigung der Umsatzsteuer für sämtliche 
Lebensmittel und Beseitigung der Umsatzsteuer auf Artikel, 


die die Genossenschaften der werktätigen Bevölkerung ver- 
kaufen. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer ! 


g. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Wir stimmen den Ausführungen und 


Anträgen, die der Abgeordnete Becker vorgebracht hat,zu.. 
Wir stimmen der Me zu mit den Verbesserungen, dıe die 
Kommission ausgearbeitet hat. | 

Dann möchten wir, wenn die Vorlage betr. Abänderung 
der Verbrauchssteuergesetzgebung zurückgestellt wird, zustin- 
men, daß die Beschwerdeführer gehört werden, da wir niemand 
Unrecht tun wollen. Es ist ja auch keine Verschleppung der 
Angelegenheit. 

Zu der Vorlage betr. Gewährung von steuerlichen 
Vergünstigungen für nichtbezuschußte Kleinwohnungsbauten, 


möchte ich beantragen, daß in Artikel 1 noch eingesetzt wird: 


"Wohnfläche einschließlich Zubehör". 


Es könnte dann formuliert werden: " Als Wohnfläche gelten 
nur Wohn-,Schlaf-und Küchenräume." Es wird nämlich Sonst | 
denjenigen Unrecht getan, die eine Wohnung in zwei verschie- 
denen Geschossen haben. 


Dem Antrag betr. Erweiterung der Freigrenze in der 
Grundstücksübertragungssteuer stimmen wir zu. 


ann möchte ich noch auf etwas hinweisen,in Artikel 2 


Ziffer 2 ist hinter „Baugenossenschaft " zu setzen:.„ oder 
einer sm inniiei en Gesellschaft ", damit keine Härten 
gegenüber den Siedlungsgesellschaften entstehen können. 

. Ich möchte die anderen Parteien bitten, dem zuzu- 
stimmen. 


sitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


. Backes (Chr.SP): Meine Herren! Der Vorlage zu Punkt 7 stimmt 


meine Partei zu mit den Abänderungen, die die Kommission 
vorgenommen hat. Weiter stimmt meine Partei dem Antrag zu 
betr, Befreiung der Kopfschlächter von der Umsatzsteuer. _ 
Auch der Eingabe betr. Befreiung der Heilmittel und Arzneien 
von der Umsatzsteuer stimmen wir zu. 

Za Punkt 8 beir. Abänderung der Verbrauchssteuer- 
gesetz ebung. Die Kleinbrenner wollen ja nur den jetzigen 
Zastand belassen haben. Wenn der Verein der Wein-und Spiri- 
tuoseninteressenten sich beklagt gegen die BO EN RTETRIREN, 
so ist es verständlich. Ich möchte Ihnen anheimstellen: Der 
Geschäftsrückgang bei ihnen ist nicht darin zu erblicken, 
daß die Kleinbrenner ihnen ins Geschäft pfuschen, sondern 
das ist der allgemeine Seschäftsniedergang, die Ärbeiter- 
schaft verdient zu wenig. Wenn der Arbeiter zu wenig ver- 
dient, ist der Geschäftsrückgang unvermeidlich. 

Zu Punkt 9 stimmt meine Partei ebenfalls dem Be- 
schluß zu mit dem ger! vorgebrachten Wunsche von Herrn 
Schmelzer. Ich möchte der Regierungskommission sagen, daß 
sie es nicht bei den Teragraphen bewenden lassen kann, son- 
dern es muß Geist in die Verordnung hineinkommen. Wir haben 


gesehen, 
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gesehen, daß der Geist fehlt. Bei dem Grunstückssteuersten- 
pel - wenn die Grenze 10 000 Franken beträgt, ist sie frei 
von dem Stempel - beträgt sie aber darüber, so müssen Steu- 
ern bezahlt werden. Und so kommt es, daß manch einer, der 
zwei oder drei Schichten feiert, stempelfrei bleibt, und 
der andere, der arbeitet, noch 1000 Franken Steuern zahlen 
muß. Ich glaube, wenn da etwas mehr Geist vorhanden wäre, 
müßte die Regierungskommission einsehen, daß diese Steuer 
in dieser Form ungerecht ist. Einen besonderen Antrag zu 
stellen, hat die Dmmiseion abgelehnt, weil wir erst in | 
der vorıgen Sitzung einen diesbezüglichen Antrag gestellt | 
haben. Wenn in der Kommissionssitzung der Vertreter darauf- | 
hingewiesen hat, daß schon durch die erhöhten Werbungs- 
kosten die Freigrenze erhöht ist,_so trifft dies nur zu 
einem geringen Bruchteil zu. Die Berechnung ergibt aber _ 
ein anderes Bild. Wir sind im Saargebiet im Nachteil. Bei 
etwas gutem Nillen läßt sich das beheben. Also wenn die 
Regierungskomission sich nicht dazu verstehen kann, die 
Grenze auf 20 000 zu erhöhen, muß sie wenigstens eine 
Staffelung einführen. Weiter muß ich noch betonen, daß es 
an der höchsten Zeit ist, daß die Zinszuschüsse gewährt 
werden und zwar wie ich schon in der letzten Sitzung aus- 
geführt habe, auch auf die zeruckjogerden Bauten. Nenn 
einer dieser Hausbesitzer einmal 14 Tage keine Miete hat 
oder krank wird, dann ist die Familie vollständig auf dem 

ınd, sodaß zu befürchten ist, daß diese Leute ihre Häuser 
nicht mehr halten können. Es wäre sehr schade, daß die 
Leute, die sich so sehr abgemüht haben, um ein Haus zu be- 
kommen, daß diesen das Haus wieder versteigert wird. Die 
fe Ten 3 rg pe soll Zinszuschüsse ge en. Die Zins- 
sätze sind auch im großen und ganzen zu hoch. 





orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


\bg. Schmoll (DWP): Meine Herren! Ganz kurz noch einige Bemerkungen 
zu den Ausführungen des derrn Dr. Sender. Meiner Ansicht 
nach hat derÄbgeördnete Dr. Sender nicht recht, wenn er 
die Sitzungen der Kommission zu Geheimsitzungen erklären 
möchte. Das gibt es nirgends. | 

as die Vorlage anbetrifft, so kann ich mich ganz 

kurz fassen. Wir stimmen den drei Vorlagen zu und zwar in 
der Fassung, die in der Kommission beschlossen worden ist 
und mit der Einschränkung, wie sie Herr Abgeordneter Becker 
vorgetragen hat. Des leichen stimmen wir dem Zusatz, den 
Herr Abgeordneter Schmelzer beantragt hat, zu. 

‚ „Zur luxussteuer möchte ich ganz besonders betonen, 
daß wir diese Steuer grundsätzlich ablehnen. Es hat keinen 


Sinn, wegen einem so kleinen Steueraufkomen die Geschäfts- 
leute zu plagen. 
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forsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hey! 

bg. Hey(KP): Meine Herren! Ich habe eine Erklärung abzugeben,die 
sich auf die Verbotsmaßnahmen der Regierungskommission be- 
zieht und gegen die wir schärfsten Protest einlegen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Herr Hey, ich kann Ihnen hierzu das Wort nicht geben. 

| In der Fraktionsführerbesprechung sind wir übereingekommen, 
daß Sie Ihre Erklärung am Schluß der Tagesordnung abgeben. 
Wir wollen uns an diese Ordnung halten. 


(Zaruf des Abg. Hey (KP): Dann geht es so wie am 


ra Mal, Saun ist einfach die Sitzung geschlos- 
sen. 


Das Wort hat Herr Abgeordneter Hirschmann! 
Abg. Hirschmann (Z) Zu dem Vorschlag des Herm Schmelzer werden Be- 


denken aufsteigen. Was ist Wohnraum, Küche und Schlafzimmer. 
Ich möchte vorschlagen, daß wir sagen, Aufenthaltsraun! 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! In der Kommission wur- 


en eine Reihe Anfragen an mich gestellt. 
. Zunächst, wie hoch sind die Einnahmen der Zollbe- 
hörden aus der Einfuhrumsatzsteuer für 1928 und 1929 ? 
Es liegen nur vor, die Zahlen der Jahre 1924 bis 
19293, danach beträgt die 
die Einfuhrumsatzsteuer 1928 22 988 106.64 Frs. 


die Einfuhrluxussteuer 43T 799.88 
die Einfuhrunsatzsteuer 1929 Er 194 433.0 
die Einfuhrluxussteuer 1929 ”18 6IA.13 


Die Einnahmen, die die Landeskasse aus der von 
Frankreich erhobenen erhöhten Umsatzsteuer für Automo- 
bile erhalten hat, betragen 


für 1928 630 881.97 Franken 
a 32 m. 929276 ; 


Neiter ist gefragt worden nach den Einnahmen des 
Saargebietes aus der Köhlenumsatzsteuer des Warndts.Zu 
dieser Anfrage habe ich die Antwort erhalten, daß sta- 
tistische Zahlen üher die Verteilung der Umsatzsteuer 
auf einzelne Warengattungen nicht ee Ich kann 
Ihnen daher die gewünschten Angaben nicht machen. Der 
überwiegende leil der Umsatzsteuer auf Kohlen betrifft 
natürlich die Lieferungen der Kohlenbergwerke im Saar- 
gebiet. Der Aekanzikgnbe der von den »aargruben geleiste- 

en Umsatzsteuern steht die Schweigepflicht des 3 10 
der Ab Prerorinnng entgegen. _ 
ann ist gelragt_worden,wie es nieht nit der an- 

eregten Erhöhung der Freigrenze für \rundstücksüber- 
Tagungen von 10 000 auf 20 000 Franken. Dieser Erhöhung 
stehen Bedenken entgegen wegen der besonders für Kreise 
und Gemeinden entstehenden »teuerausfälle. Es wird hier- 
bei darauf hingewiesen, daß der Abzug für Werbungskosten 
erhöht worden ist, sodaß sich die Freigrenze in Mirklich- 
keit auf 12 400 bezw. 13 000 Franken erhöht. | 

Die weitere Frage betr. :Tritt eine Befreiung von 
der Grund-und Gebäudesteuer ein, wenn eine Kleinwohnung 
100 am. Wohnfläche nicht übersteigt, die Baustelle aber 
größer als 400 qm. ist? 

Hierzu habe ich folgende Antwort erhalten: 


Die Grund-und Gebäudesteuer ist abhängig von der 
Größe und dem Umfang des Gebäudes. Hat ein Gebäude nur 
die Größe und den Umfang wie in Art.l des Entwurfes der 
Vergünstigungsverordnung für Kleinwohnungsbauten ange- 
geben, so tritt Bet zeiung von der Grund-und Gebäudesteuer 
ein. Die Größe des Grundstückes,auf dem der Kleinwohnungs- 


bau errichtet ist, spielt bei der Befreiung von der Grund- 
und Gebäudesteuer nur insoweit eine Rolle als eine Be- 

reiung für das Grundstück nur bei einer Größe eintritt, 
wie sie Art.2 der Verordnung für die Befreiung von der 
Grundwertsteuer vorsieht. 
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Vorsitzender: liir kommen zur Abstimmung. Es ist abzustimmen über 
en Antrag der Kopfschkächter betr. Befreiung von der Umsatz- 
steuer. Ich stelle fest, daß dem Antrag zugestimmt wird.- 

Die Vorlage 8 betr. Änderung der Verbrauchssteuer- 
ars ebung wird angenommen mit der Einschränkung, die Herr 

bgeordneter Becker vorgetragen hat. Der $ 2 dieser Vorlage 
wird in die Kommission zurückverwiesen, 

Wir kommen dann zu der Vorlage 9 betr. Gewährung von 
steuerlichen BER BAT IRSBENn. 85 nichtbezuschußte Kleinwoh- 
nungsbauten. Diese Vorlage wird mit der Anderung, die der 
Herr Abgeordnete Schmelzer vorgenommen hat, angenommen und 
zwar von allen Parteien mit Ausnahme der beiden Kommunisti- 


schen Fraktionen. Im übrigen ist die Vorlage nach den Kon- 
missionsbeschlüssen angenommen. 


Wir kommen zu den Vorlagen 10 und 11 betr.: 


10) Gültigkeitsdauer der Verordnung zur Abänderung 
der »chonzeiten des Wildes; 


11) Einfuhr von Klee-und Iuzernesänereien. 


orsitzender: Das liort hierzu erteile ich dem Berichterstatter, 
erren Abgeordneten Schmoll! 






bg. Schmoll ‚DWP): Meine Herren! Es handelt sich bei der Vorlage 
betr. Schonzeiten des Wildes um eine Verikope Tun der be- 
stehenden Schonzeitvorschriften um ein Jahr. Im Kriege 
und in der Nachkriegszeit hat das Wild stark gelitten, 
dann kam noch der überaus kalte Winter des letzten Jah- 
res hinzu. Aus diesen Gründen saprsehli die Kommission, 
die Vorlage noch einmal um ein Jahr zu verlängern. Zu 
der Vorlage haben die zwei saarländischen Jägervereine 
Eingaben gemacht. Der ine Verein hat die Vorlage abge- 
lehnt, während der andere sich auf den Boden der Vorlage 
gestellt hat. Dadurch wurde die Kommission in eine _ 
schwierige Lage gebracht, denn wenn die Jäger unter sich 
selbst nicht einig sind, machen sie es dem Landesrat | 
schwer ein richtiges Urteil zu fällen. Die Landräte ‚die 
Oberförstereien haben der Vorlage zugestimmt. Da die Kon- 
mission der Vorlage einstimmig zugestimmt hat, empfehle 
ich Ihnen die Annahme der Vorlage. 
Dann hat die Kommission gewünscht, daß die Re- 
hl wre Sem ig te Bestrebungen wie sie die Stadt »aar- 
rücken durch Einrichtung eines Wildparkes getroffen hat, 


aut in anderen Gemeinden des »aargebietes unterstützen 
soll. 
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Vorsitzender: Das \ort hat Herr Abgeordneter Gladel! 


Abg. Gladel(Z): Meine Herren! Meine Fraktion stimnt dem Verord- 


nungsentwurf zu betr.: 
Einfuhr von Klee-und Luzernesänmereien 


zu, weil wir die Eing:.cderung des Saargebietes in das 
französische Zollgebiet, die ohne unseren Willen erfolgt 
ist, anerkennen müssen und weil die Durchführung der Ver- 
ordnung nur eine logische Folge dieser Eingliederung ist. 
Es mutet ja etwas seltsam an, daß die hohe HKegierungskon- 
mission über 5 Jahre - die Franco-Saarländische-Verein- 
ri eng nämlich vom l5.Januar 1925 - Zeit gebraucht 
hat, die notwendigen liaßnahmen zu ergreifen, um eine vor- 
schriftswidrige Einfuhr aus dem Saargebiet nach Frankreich 
zu verhindern. lan könnte fast annehmen, daß ganz bestimn- 
te Nirtschaftsgruppen die Veranlassung zu dem Entwurfe 
dieser Verordnung gegeben haben. lie dem auch sei, wir 
wollen diese Frage heute nicht näher untersuchen. Zur 
Sache selber aber können wir erklären, daß auch wir den 
Verordnungsentwurf, nachdem der deutsche Kleesamen nur 
wenn er kenntlich gefärbt ist, eingeführt werden darf ‚be- 
üßen, damit in Zukunft jeder Bauer den deutschen >Sanmen, 

er sich in mancher Hinsicht für unsere saarländischen 
Verhältnisse besser eignet, vor minderwertigen südfran- 
zösischen Kleesamen ohne weiteres unterscheidet. 


Die uns vorgelegten Verordnungen, soweit sie 
landwirtschaftlichen Charakter tragen, sollen wohl das 
nteresse der Regierung an der Lage der saarländischen 
Landwirtschaft bekunden. Wir haben in früheren Sitzungen 
schon wiederholt Gelegenheit genommen, von dieser Stelle 
aus die Aufmerksamkeit der ho EB PORIOTVDESFOueE nA \On auf 
die schweren Sorgen der saarländischen Landwirtschaft hin- 


zuweisen. Damals wurde besonders auf folgende Hauptpunkte 
hingewiesen: 


1) Die Verschuldung unserer landwirtschaft #nimat 
von Jahr zu Jahr zu. Die aufzubringenden Zinsen, 
die heute noch durchschnittlich 10 % und mehr 
betragen, können von der Landwirtschaft, deren 
er Sera Betriebskapital sich unter sehr 
igen normalen Verhältnissen nur bis zu 

% verzinste, nicht getragen werden. 
Eine ausreichende Zinszuschuß-Aktion 


von seiten der Regierungskommission kann hier 
nur Besserung bringen. 


2) Große Wiesenflächen im Saargebiet, weil zu naß, 
liefern nminderwertiges saures Futter. Andere 
Wiesenflächen sind wieder zu trocken. Durch Be- 
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so die Ernte mehr oder weriger in !'rage estellt wird. 
Es soll hier nic.“ unerwöhnt bleiben, daß in dieser 
Hinsicht schon manches geschehen ist, aber es muß 
noch viel mehr geschehen. 


| 

| 

| 

| \ 

Au und ähnliche lliederungen überschwenmnt werden,und | 
| 


3)Für die fachliche Erziehung unserer landwirtschaft- 
lichen Generation geschieht zu wenig. Müßte nicht 
in jedem Kreise eine landwirtschaftliche Fachschule 
sein ? Ihre unbedingte Notwendigkeit für den Land- ii 
kreis Saarbrücken kann wohl niemand bestreiten. Auch 1 
sind bestehende Schulen zeitgemäßer auszubauen. Er- 1 
wähnen möchte ich hier, Anzliederung der Landfrauen= B 
Schule, soweit nicht schon erfolgt. 

diesem Zusammenhaüug müßten wir auf eine 

Entwicklung im Berufsschuiwesen hinweisen, die für 
den landwirtschaftlichen Berufsstand, für die länd- 
liche Eigenart und für unser ganzes Volkstum, große 
Gefahren in sich birgt, nämlich auf das Bestreben, 
das landmädchen in die gewerbliche Berufsschule ein- 
zuschulen. Wir verlangen, daß für die berufliche 
Ausbildung der Mädchen auf Cem Lande Sorge getragen 
wird, daß die Ausbildung jeaoch nur im Rahmen des 
landwirtschaftlichen »chulwesens durch eigens dazu | 
ausgebildete Fachlehrkräfte erfolgte, wie aies im 0 
Reiche auch der Fall ist. Der Landflucht wird nicht 
entgegen gearbeitet, wenn städtische Bildung und . 
städtische Art noch m:hr wie bisher aufs land hinaus- E 
getragen wird. 


A) Besonders wichtig aber ist die Milchlrage, auf die 4 
wir immer wieder ı enrechen kommen müssen. Zwar hat 
die Regierungskommission erfreulicherweise schon für 2 


Errichtung von NMolkereibetrieben in Saarlouis, Eppel- 
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born und Nebenheim namhafte Beiräge unter günstigen Ri 
Bedingungen zur Verfügung gestellt, aber trotzdem Me 
bleibt noch vieles zu tun übrig. Wir können an die- i 


ser Stelle mit Befriedieung Seststellen, daß die Be- 
triebe in Saarlouis und Eppelborn zur Zeit schon 
täglich zusammen etwa 7 bis 5 000 Liter saarländi- 
5 Milch auffangen. Im Interesse der saarländi- 
schen landwirtschaft ist dringenä_erforderlich,daß 
in jedem Orte eine Milchsammelstelle oder Nilchkam- 
mer mit der notwendigen Einrichtung geschaffen wird. 
Zu diesem Zwecke, sowie zur gesunden Finanzierung 
der bestehenden Illolkersibetriebe erwarten wir aus- 
reichende finanzielle Untarstützung durch die !tegie- 

. Als merkwürdige Tatsache müssen wir auch fest- 
stellen, daß man bei Gewährung solcher Kredite mit 
ungleich 


A, As } 


rung mit in jeder Hinsicht einwand’reien Ware, ge- 
ste 


daß die polizeicıche Überwachune aller in den Handel 
brachten NMilch und lülchprodukte Curchgeführt wird, 


oder gefälschte WGich in den Verkehr gebracht wird 
zum Schaden dsr Volksgesundheit, und zum Schaden der 
heimischen Lendwirisschaft, denn nminderwertige Nare 
kann logischerweise zu herabge | 


Handel 


> 
In 









21 „” | 


Handel gebracht werden. 


5) Auch von Eameirtagta tt licher Bedeutung wäre der 
Ausbau derjenigen Staats-und Kommunalstraßen, die { 
Seultlich noch nicht hergerichtet sind. In welch ! 

erade zua erbärmlichem Zustende die Strecke Vaar- N 

ouis-Metz-Diedenhofen bis zur Grenze sich befindet, j 
möge die Hohe a a See sich selbst über- 
geugen. Wirklich zu beklagen sind alle Am ap er, } 
Radler und Fahrzeuge aller Art, die alltäglich dıe i 
durchlöcherte holprige Straße passieren müssen. ; 
Die von Autos aufgewirbelten Staubmassen bei trocke- 
nem, sowie die sogenannten Spritzer bei regnerischem 
Wetter, sind wirklich eine große Plage, auch in ge- 
sundheitlicher Hinsicht für alle Anwohner in der 
Nähe dieser Straßen. Straßenbau _Nedelsheim-Gersheim, 
Köllertalstraße Völklingen bis Heusweiler. Ahnlich 
mögen die Verhältnisse anderswo liegen. Gerade die 
Durchführung dieser Vorschläge könnte manchen Ar- 
beitslosen beschäftigen. Aben 

Am meisten Sorge macht der einheimischen Rn 

Landwirtschaft die Frage der Rückgliederung des 
Saargebietes. Wir begrüßen eine baldige Regelung 
derselben, ‚scaon aus dem Grunde, weil der jetzige 
Zustand kein Dauorzustanl sein kann, und weil die 
Bereinigung der Saarlrage einen noch bestehenden 
Stachel zwischen zwei großen Nationen, die nur ver- 
eint Europas Dauerfrieden sichern können, beseitigen | 
soll. UnsererAuffassung nach müßte der versöhnende \ 
Geist des zu Unrecht; erworbenen Rechtes bei diesen 
Verhandlungen ee sein. Wenn Opfer zu einer | 
baldigen Rückgliederung gebracht werden müssen, so 
aauben wir, daß dieselben gleichmäßig von beiden 1 

e 
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iten und aller Berufsschichten gebracht werden. 

infuhr-Kontingente auf Jahre hinaus, auch für land- 
wirtschaftliche Produkte können und aürfen nicht | 
eingegangen werden. Der Austausch der notwendigen ; 
Bedarfsartikel von hier nach dort und umgekehrt ' 
müßte sich bei friedlichen Nachbarländern auch durch j 
gesunde Schutzzölle ermöglichen lassen. 

n sollte meinen, daß bei der bevorstehen- 

den Lösung der Rückgliederung des Saargebietes eine \ 
geeinte saarländische Landwirtschaft erforderlich v 
sein müßte, aber die Vermutung liegt schr nahe,daß ; 
gewisse Kreise aus bestinmten Gründen einzelne Per- 
sonen benutzen, um die saarländischen Bauern zu ent- 
zweien, was doch tiei bedauerlich ist. | 

Zum Schlusse möchte ich noch erklären,daß \ 
wir keine Bevorzugung der Janawirtschaft verlangen, “ 
daß aber die Staatshilie soweit gehen muß, daß der 
saarländische Bauer bei seinem ererbten Fleiß und 
seiner Genügsamkeit neben den anderen Berufen sich 
auch in Zukunft behaupten kann. Jedenfalls wäre das | 
im Interesse de. " Tkssenzen sehr zu begrüßen. 4 


G X PwoX 


(Bravo - Rufe !) 





Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lieser! 
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Abe. Lieger (SP): Meine Herren! Zu den Punkten 10 und 11 einige 


emerkungen. Wir haben im Saargebiet keine Kabinettskrise 
zu bestehen, auch keine Regierungsumbildungen, die die 
Verwaltungsarbeit der Regierung stören. Wir haben auch 
kein Parlament, das sich in großen Sitzungen mit dem 
Haushalt beschäftigen muß. Wenn ich mich recht erinnere, 
ist der Briefträger auf dem liege zu_ mir gewesen mit einem 
Brief, in dem vermutlich der Kauehaltplau steckte. Diese 
Sorge haben wir also los. Trotzdem ist es der Regierung 
nicht gelungen, über diese Vorlage den landesrat zu be- 
fragen. Die Notverordn ist eigentlich das NMittel,das 
eine praktische Begutach ang des Landesrates unmöglich 
und Tre macht, denn die Verordnung ist ja schon in 
Kraft, da kann der Landesrat ja nichts mehr daran ändern. 
Er kann höchstens ja oder nein sagen und die Vorlage 
bleibt doch bestehen. Aber nachdem, wie ersichtlich ist, 
die Jägervereine auch keine kinigung erzielen können, 
wird es gut sein, wenn wir im Landesrat trotzdem dieser 
Vorlage zustimmen. 

Zu Punkt 11 noch folgende Bemerkung: Nan muß 
die Meinung, daß es keinen Zweck mehr habe infolge der 
bevorstehenden Rückgliederung des Saargebietes dieser 
Vorlage zur Einführung zu verhelfen, vorsichtig aufneh- 
men, denn Sie wissen, die rn er ist noch nicht 
da. Ich erkläre aber für meine Partei, daß wir mit dem 
Antrag des Zentruns einverstanden sind und daß wir der 


jorsage mit dem Zusatzantrag des Zentrums zustimmen wer- 
en. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Röchling! 
Abg. Dr. Röchling‘(DSV): Meine Herren! Hinsichtlich der Vorlage 


betreffend Schonzeiten des Wildes sind wir der ng £ 
daß man die Wege gehen sollte, die im Reiche beschritten 
sind. Im Reiche ist die Regekung der Schonzeiten den 
Ländern überlassen. Jeder »taat hat die Schonzeiten an- 
ders geregelt. : 
| Die Wünsche, die der Herr Gladel en der 

Landwirtschaft geäußert hat, möchte ich stark unter- 
stützen. Ich bin der Meinung, daß wir außerordentlich 
viel tun können und müssen, um der Landwirtschaft zu hel- 
fen. Ich bin der Auffassung, daß es wichtig wäre, wenn 
wir der Viehzucht usw. dadurch helfen würden daß man 
die Milchverteilung, die Molkereien stärker fördert. Es 
ist in dieser Beziehung schon viel geschehen, aber es 

nn noch viel mehr geschehen. Wenn wir mit der starken 
othringer Konkurrenz fertig werden wollen, müssen wir 
unsere Landwirtschaft so fördern, wie sie drüben in loth- 
ringen gefördertz wird. Die Lothringer Landwirtschaft 
ist nur durch die außerordentliche Brasrung in der lage, 
zu den billigen Preisen _zu liefern. Es ist also unsere 
erste Aufgabe, unserer Landwirtschaft zu helfen und nicht 
tatenlos zuzusehen, wie sie in immer größere Notlage ge- 
rät. Aber etwas weiteres möchte ich doch noch besonders 
beantragen, daß sich die Regierungskomnmission der Um- . 
legung und Zusammenlegung der landwirtichaftlichen Gebie- 
te annimmt. Wir selbst haben in unserem landwirtschaft- 
lichen Betriebe durch Zusammenlegung einen außerordent- 
lichen Fortschritt und eine große Erleichterung in der 
Feldbestellung festzustellen. Auch im Rheinland sind 
nach meiner Kenntnis große Erfolge durch die Zusammen- 
legung in der Landwirtschaft erzielt worden. Ich möchte 
dringend 


| S4YA9T Ä ay>5! yd 24 ouass 42720494005 H 7 






W ProZ 


7V 





\ . . Bun MET Er Wr Mn 7° a, Khe» BT" 
EEE EEE RER NEN 13 PR RTTIRATE TERN TREND 
ar N Y h nl En ur wi ‘ „.” in » v ir 2 En 2 Fe N DH J FRRRETER 2 4, A 
» x - 7 N 





. n 
Ya 
\ v IR ENERL DL Bir 
m nr a j > \ 4 NET 
EA, NEL "N RS: Abit 1 1 5 U 3 urn ” I; M ts FE N ut un er 1) 

f ER a ER ENTER a been ? LPT > RUFT Eu, ar Y EN MEET N FIN u 
x TE RN . B) Ans x; M, ”, \ Lay Im F y klar a ö El r i 3 
. UNE NG VERS ER LAN HABE [9 ROTE a; TE N EEE 


- 129 - 


dringend bitten, daß die übrigen Parteien sich diesem An- 
trag anschließen und die Regierungskommission bitten, auf 
diesem Gebiete etwas zu leisten. 

| Dann soll die Köllerthalerstraße ausgebaut werden. 
Wir haben uns vom Kreis aus bemüht, bei der Kegierungskon- 
mission Unterstützung zu finden, damit sie als Staatsstraße 
übernommen wird. Aber trotz aller Mühe ist uns das nicht 


59 Lungen; 108 hoffe aber, daß wir doch dahin kommen,daß 
as geschieht. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg.Schmoll(DWP): Meine Herren! Die Frage der Einführung der deut- 
schen Bestimmungen ist von der Kommission geprüft worden. 
Diese Einführung bedeutet aber die Übernahme der preußi- 
schen und der bayerischen Bestimmungen. Es wurde in der 
Kommission betont, daß wir in dieser Beziehung andere Ver- 
hältnisse hätten wie im Reich, da dort der \lildbestand 


., so vermindert worden sel wie gerade hier im Saarge- 
iet. 






















Ai Wir stimmen der Verlängerung der Vorlage um ein 
ahr zu. 

Was die Forderungen der Landwirtschaft anbelangt, 
stehen wir auf dem Standpunkt, daß _der landwirtschaft in 
jeder Beziehung geholfen werden soll. Der Landwirtschaft 
müssen vor allem verbilligte Kredite beschafft werden und 
auch die Zusammenlegung von landwirtschaftlichem Gelände 
muß in Erwägung gezogen werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Dem Vorschlag der Kommission 
zu dem VERSRERGERSHENUFT betr. Schonzeiten des Wildes 
stimmen wir zu. \an kann über die Schonzeiten ja auch an- 
derer Meinung sein, die Jäger scheinen auch nichts davon 
zu verstehen, denn sie sind sich selbst nicht einig. Die 
landwirtschaftliche Bevölke: ‚die das Nild ernähren 
muß, ist gar nicht so auf die Schonzeiten, denn die land- 
wirtschaft hat den Schaden. 

‚ Der Vorlage betr. Klee-und luzernesämereien stim- 
men wir ebenfalls zu mit dem Antrag, daß die Färbungskosten 
von der Landeskasse getragen werden. 

.  _Bezüglich der Köllertalstraße möchte ich sagen, 
daß die Regierungskommission und der Kreis Saarbrücken 
zu wenig dafür ac re vielleicht ist Herr Röchling so 
freundlich und wirft Püttlingen ein paar Millionen hin. 


orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hey ! 


\bg.Hey MP); Meine Herren! Ich möchte kurz feststellen, daß wir 

er Vorlage zustimmen vnd sie als eine notwendige Verord- 
nung bezeichnen. Die Bevölkerung freut sich, wenn sie Sonn- 
tags spazieren geht, daß sie ein Stück Wild zu Gesicht be- 
kommt. Man muß auch in Betracht ziehen, daß an dem Wild 
Raubbau getrieben wurde. Wir stimmen der Vorlage zu. 


orsitzender: Ich kann feststellen, daß die Vorlage einstimmig 
angenommen ist. 
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orsitzender: Wir komen zu Punkt 12 der Tagesordnung betr.: 


‚Abänderung der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
über die Einrichtung und den Betrieb gewerblicher 
Anlagen, in denen Thomasschlacke gemahlen oder ge- 
lagert wird. 


Das Wort hierzu hai lierr Abgeordneter Albrecht! 


\bg.Albrecht (Z): Meine Herren! Die Zentrumsfraktion kann der Vor- 

age ihre Zustimmung nicht geben. Die Arbeitnehmer sind 
beim Zerkleinern oder Wahlen der Thomasschlacke gesund- 
heitsschädlichen Einwirkungen ausgesetzt. Die Toraage 
spricht von einer ee er Se rbeitszeit mit 2 Stunden 
Pause. Dies bedeutet die Durchbrechung des Achtstunden- 
tages. Um nun alle Zweifel zu ee, hat die Zen- 
trumnsfraktion folgenden Antrag gestellt: 


"Die Schichtzeit der Arbeiter, welche beim Zer- 
kleinern oder Mahlen der Thomasschlacke sowie beim 
Abfüllen, dem losen an oder Verladen des Thomas- 
schlackenmehles verwendet werden, darf täglich die 
Dauer von 8 Stunden nicht überschreiten. Zwischen 
den Arbeitsstunden müssen Pausen von einer Gesamt- 
dauer von mindestens einer halben Stunde gewährt, 
werden, deren Bezahlung wie die Brig Arbeitszeit 
durch den Arbeitgeber zu erfolgen hat." 


Wir dürfen die Hoffnung aussprechen, daß der Antrag zum 
Gesetz erhoben wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri(SP): Meine Herren! Wir können uns der Stellungnahme | 
der Zentrumspartei sowie auch der Vorlage nicht anschlies- 
sen, weil die Arbeitnehmer sehr gesundheitsschädlichen | 
Einwirkungen ausgeset:t sind und auch wir der Ansicht sind, 
daß man die Arbeitszeit von derjenigen anderer Arbeiter 
unterscheiden muß. Wir beantragen daher folgende Fassung: 
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"Die Schichtzeit der Arbeiter, welche beim Zer- 
kleinern oder Nahlen der Thomasschlacke sowie beim 
Abfüllen, dem losen age oder Verladen des Thomas- 
schlackenmehles verwendet werden, darf bi ch inel,. 
einer halbstündigen Pause, die Dauer von il Stunden 
nicht überschreiten. ' i 

weiteren ist es unbedingt BON, daß die mit 
diesen Betrieben verbundenen Krankheiten unter die 
Unfallbestimmungen ar Eine entsprechende Ge- 
setzesvorlage muß dem Landesrat vorgelegt werden." 


3 PwoZ 


b 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Hey! 


Abg.Hey (KP): Meine Herren! Wir begrüßen den Antrag der Sozialdemo- 
kratie, da es unser Antrag ist. Wir haben mit den betref- 
fenden Arbeitnehmern Rücksprache genommen und beantragen 
auch, daß die Dauer der Schichtzeit 7 "!2 Stunden mit ei- 
ner halbstündigen Pause nicht überschreiten darf. 

Die Sozialdemokraten sind uns zuvor gekommen,da 
wir sonst den Antrag gestellt hätten. 
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Vorsitzender; Das ort hat Herr Abgeordneter Dr.Röchline! | 
Abg.Dr.Röchling(DSV): Meine Herren! Ich stimme für meine Fraktion 
dem Antrag des Zentruns zu, daß die Schichtzeit 8 Stunden 

bei einer 1/2 stündigen Pause betragen soll. Ä 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes! | 


Abg. Backes (Chr.SP): Meine Herren! Ich stimme dem Antrag der | 
Sozialdemokraten zu. | 


Vorsitzender: Das Nort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 
Abg.Schmoll(DWP): Ich stimme dem Antrag des Zentruns zu. 


Vorsitzender: Damit ist die Vorlage entsprechend den abgegebenen 
Gutachten verabschiedet. 
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Vorsitzender: Meine Herren! Für Fragen außerhalb der Tagesordnung 


erteile ich Herrn Abgeordneten Hey das Wort! 


Abg. Hey(kP); Meine Herren! Im Auftrage der Kommunistischen Partei 


abe ich folgenden 


einzulegen. 


" Die Kommunistische Landesratsfraktion legt dem 
am 5.Juni tagenden Plenum des lLandesrates nachstehenden 
Protest gegen das Verbot des 5.Gautreffens des R 
durch dıe Hesierungsskommission vor. ge 

‚ Durch \httellung der Kegierungskommission vom 
3._Juni hat sie alle Kundgebungen, so Demonstrationen 
anläßlich des 5.Gautreffens des R.F.B. in Neunkirchen 
verboten. Diese Naßnahme der Negierungskomnission reiht 
sich würdig _ein in die Kette der lerror-und Verbotsmaß- 
nahmen der Hegierung gegen die revolutionäre Arbeiter- 
schaft. In einer Zeit, in der in der Saarindustrie zu 
Tausenden die Proleten aus dem Betriebe geworfen werden, 
Lohnabbau, Arbeitszeitverlängerung und Feierschichten, 
die Not, das Elend der arbeitenden Bevölkerung an der 
Saar ins Unerträgliche steigern, haben die Herren der 
Regierung es darauf abgesehen, die Proleten bewußt zu 

rovozieren. Die Kommunistische landesratsfraktion wun- 

ert sich nicht, daß die Regierung auf der einen Seite 
die revolutionären Aufmärsche verbietet, andererseits 
aber Umzüge der faschistischen-und nationalistischen 
Organisationen erlaubt und ihnen den weitgehendsten _ 
Schutz angedeiht. Sie erklärt ihrerseits: Das Proletariat 
wird sich das Recht auf die Straße nicht nehmen lassen 
und um eben dieses Recht mit allen ihnen zu Gebote stehen- 
den Mitteln zu PRRhES TER. Mag die Regierungskomni ssion 
die faschistischen Mordorganisationen, ihre Prätorianer- 








aurde, schützen und fördern, die Werktätigen werden unter 
ihrung der Kommunistischen Partei mit Unterstützung des 
R.F.B. und allen revolutionären Organisationen, den Wi- 
derstand gegen Hungerkurs und Polizeiterror organisieren. 
Die Kommunistische Landesratsfraktion fordert die sofor- 
tige Zurücknahme des Verbotes und erklärt: 


Sollte die Regierungskommission auf ihrem Stand- 
punkt verharren, so trägt sie einzig und allein die Ver- 
antwortung für alle daraus entstehenden Folgen, 


, Wir lassen unsnicht verbieten, das Proletariat 
marschiert trotz alleden. 


orsitzender: Das Wort wird hierzu nicht gewünscht.- Ich schließe 
die Sitzung. ( 17 Uhr 45 Minuten). 
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